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EINLEITUNG  

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) stellt einen der am stärks-
ten vergemeinschafteten Politikbereiche in der Europäischen Uni-
on dar. Historisch betrachtet war sie für die ersten Jahrzehnte seit 
ihrer Gründung 1957 einer der wichtigsten Faktoren des gesamten 
Integrationsprozesses (vgl. Patel 2009). Damit wurde ein Arbeits- 
und Produktionssektor europäischer Regulierung unterstellt, in 
dem staatliche Eingriffe seit jeher besonders ausgeprägt sind. Ag-
rarpolitik in Industriestaaten ist mit unterschiedlichen Zielen wie 
sozialem Ausgleich zu Gunsten ländlicher Gebiete, ökonomischem 
Wachstum und Stabilität im Agrarsektor sowie Umweltschutz ver-
bunden  (vgl. Robinson 2004, 89 - 91). Durch agrarpolitische Regu-
lierung werden Markt-beziehungen und vorherrschende Produkti-
onsmodelle im Agrarsektor mitbestimmt  und somit auch die sozia-
le und ökologische Bilanz des seit Mitte des 20. Jahrhunderts ver-
stärkt stattfindenden Agrarstrukturwandels. Kritiker verbinden 
indessen nicht nur die Probleme ländlicher Räume in Europa, son-
dern auch Hungerkrisen in anderen Weltregionen und globale 
Umweltveränderung mit der Ausrichtung der GAP (vgl. Chop-
lin/Strickner/Trouvé 2011).  

Der erhebliche Fortschritt des Prozesses der europäischen In-
tegration seit 1957 ist angesichts der frühen Etablierung einer ge-
meinsamen europäischen Agrarpolitik von entscheidender Bedeu-
tung. Das Augenmerk auf einen „Strukturwandel“ (Ziltener 1999) 
dieses Prozesses zu legen, bedeutet die Europäische Integration im 
Kontext der Globalisierung der Ökonomie und der Transformation 
von Staatlichkeit seit der Krise des Fordismus seit den 1970er Jah-
ren zu betrachten. Aus der Perspektive einer „kritischen Theorie 
der europäischen Integration“ (Bieling / Steinhilber 2000, 13)1 
wird dabei argumentiert, dass die EU mittlerweile „deutlich neoli-

                                                                    
1  Bieling und Steinhilber verweisen hiermit auf verschiedene Beiträge, welche 
Ansätze der „Regulationstheorie, Staatstheorie und der neogramscianischen 
Internationalen Politischen Ökonomie“ kombinieren (2000, S.13). 
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berale Züge trägt“ (Bohle 2006, 346). Die Frage liegt auf der Hand, 
ob und wie hierdurch die GAP beeinflusst wurde.  

Ein substanzieller Umbau des Systems der GAP setzte erst mit 
der sogenannten MacSharry-Reform von 1992 ein. Über die weite-
ren Reformen von 1999, 2003 und zuletzt 2008 wurde dann in 
vieler Hinsicht ein relativ stabiler Reformpfad verfolgt (Mo-
yer/Josling 2002, Garzon 2006, Burrel 2009). Die Beschäftigung 
mit selbigem ist nicht zuletzt angesichts aktueller Aushandlungs-
prozesse für eine Reform der GAP nach 2013 gewinnbringend2. 
Vieles spricht dafür, dass agrarpolitische Kernfragen wie Überpro-
duktion, Marktöffnung oder Umweltverträglichkeit einerseits und 
dominante politische Orientierungen innerhalb der EU anderer-
seits fortbestehen.   

Aus wissenschaftlicher Perspektive kann, neben dem theoreti-
schen Ausgangspunkt in der polit-ökonomisch und staatstheore-
tisch inspirierten Europaforschung (siehe dazu Ziltener 1999; van 
Apeldoorn 2001, 2002) auf Ergebnisse der Policy-Forschung (siehe 
dazu Garzon 2006) zurückgegriffen werden. Nicht zuletzt sind 
wichtige Debatten zum Wandel agrarischer Strukturen in Europa 
vor allem in der angelsächsischen ‚Rural Geography‘ verortet, in 
welcher man sich auf unterschiedliche Weise auf den Einfluss der 
Agrarpolitik bezieht (siehe dazu Marsden et al. 1993, Evans et al. 
2002; Wilson 2007). Geographische Arbeiten sind dabei stärker 
mit den, durch politische und ökonomische Entwicklungen verur-
sachten, sozialen Auswirkungen und Veränderungen in der Land- 
und Ressourcennutzung befasst. Brückenschläge zwischen diesen 
Ansätzen haben scheinbar einen eher unkonventionellen Status, 
liegen jedoch bereits vor (vgl. Hennis 2005; verschiedene Arbeiten 
von Potter und Tilzey 2005, 2007, 2008).  

Vor diesem Hintergrund soll im Rahmen dieser Arbeit der theo-
riegeleiteten Frage nachgegangen werden, wie der „Strukturwandel 
der europäischen Integration“ (Ziltener 1999) der 1980er und 

                                                                    
2 Im Oktober 2011 legte die Europäische Kommission dem Rat und dem Euro-
päischen Parlament die ersten offiziellen Rechtsvorschläge mit Bestimmungen 
vor, die ab Januar 2014 in Kraft treten sollen. 
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1990er Jahre den Umbau und die teilweise Neuausrichtung der 
GAP in den Reformen zwischen 1992 und 2008 beeinflusst hat. Die 
Analyse der Reformen fokussiert dabei auf Veränderungen der 
direkten oder indirekten Unterstützungen für landwirtschaftliche 
Betriebe (Subventionen, Formen der Marktregulierung etc.). 

Dazu wird die GAP zunächst hinsichtlich ihrer Funktionsweise, 
Ausrichtung und Wirkungsweise in der  Zeit vor 1992 skizziert. Im 
Anschluss wird der ‚Strukturwandel der europäischen Integration‘ 
der 1980er und 1990er Jahre mit Blick auf die Frage dargestellt, 
inwiefern dieser zu veränderten Rahmenbedingungen für die GAP 
geführt hat. Die hier entwickelte Hypothese, dass der Wandel der 
Integrationsweise eine neoliberale bzw. marktliberale Reformrich-
tung für die GAP beförderte, wird anschließend in Bezug zu rivali-
sierenden, (mit verschiedenen Interessen und Akteuren verbunde-
nen) ‚Projekten‘ im post-fordistischen Übergang des europäischen 
Agrarsektors gesetzt. Dadurch wird ein Beitrag zur Erklärung des 
kompromisshaften, „eingebettet neoliberalen“ (van Apeldoorn 
2001) Kurses der GAP-Reformen gemacht, welcher bei der ab-
schließenden Untersuchung des Reformprozesses zu Tage tritt.  

Die in der Arbeit eingenommene ausgeprägte Makro-
Perspektive auf das schon für sich weit ausgedehnte Politikfeld 
erlaubt lediglich Aussagen zu Grundtendenzen in der Entwicklung 
der Agrarpolitik und deren Konsequenzen für den europäischen 
Agrarsektor. Dabei ist es nur eingeschränkt möglich, der starken 
räumlichen Differenzierung der Agrarstrukturen zwischen den und 
innerhalb der Mitgliedsstaaten gerecht zu werden. Auch nationale 
Unterschiede in den politischen Akteurskonstellationen und hin-
sichtlich der Umsetzung europäischer Politik bestehen freilich fort 
und werden hier nicht erfasst. Allgemein beziehen sich die Aussa-
gen am stärksten auf die Landwirtschaft in Westeuropa.  

Bei dem Ansatz geht es darum, die Zusammenhänge zwischen 
sich im postfordistischen Übergang wandelnder Staatlichkeit in 
Europa und zentralen Zügen des Reformpfades der GAP seit 1992 
darzustellen. Trends im europäischen Agrarsektor stehen aus die-
ser Perspektive in Vermittlung mit einem nationale politische 
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Räume überschreitenden und umkämpften Transformations-
prozess, welcher sich einschneidend auch auf der europäischen 
Ebene von Staatlichkeit äußerte. Wie in einer zunehmend neolibe-
ral ausgerichteten EU-Politik die gemeinsame Agrarpolitik fortbe-
steht, wie Versuche ihrer marktliberalen Umdefinierung an Auf-
trieb gewannen und wie sich dadurch Konflikte zwischen Interes-
sengruppen verschieben, steht im Zentrum der Aufmerksamkeit. 
Dadurch wird ein Erklärungsmodell für den Wandel der GAP, als 
dem zentralen politisch-administrativen Rahmen europäischer 
Landwirtschaft, im Zuge ihrer Reformen von 1992 bis 2008, ent-
worfen. Dieses Modell vermag insofern Aussagen zu strukturellen 
Entwicklungen, zu Handlungen spezifischer Akteure sowie zu sozi-
oökonomischen und ökologischen Implikationen der konkurrie-
renden agrarpolitischen Konzepte zusammen zu bringen.  
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2. DIE GEMEINSAME AGRARPOLITIK DER EU BIS 1992 

Die Zeit seit der Etablierung der europäischen Gemeinsamen 
Agrarpolitik  in Folge der Römischen Verträge von 1957 bis zur 
sogenannten Mac Sharry Reform 1992 kann als Phase relativer 
Stabilität hinsichtlich der Funktionsweise und Ausrichtung der 
GAP angesehen werden (vgl. Burrel 2009, 275). 

Den Ausgangspunkt für die untersuchten Reformen bildet somit 
ein fest etabliertes Interventionssystem, dessen Kern eine umfas-
sende Marktregulierung war. Es beeinflusste die Entwicklung der 
(west)europäischen Landwirtschaft erheblich und diente zugleich 
als wichtiges Startprojekt im Prozess der europäischen Integration.  

Die grobe Darstellung dieses Systems wird hier, um die Aus-
gangssituation klar zu bestimmen, der theoriegeleiteten Darstel-
lung des Integrationsprozesses und der Auseinandersetzung mit 
den GAP-Reformen vorangestellt. Die so eingehaltene Chronologie 
erleichtert es zusätzlich, die Bezüge zwischen Fortschritten der 
europäischen Integration und Veränderungen in der Agrarpolitik 
herzustellen.  
 
2.1 Ziele und Funktionsweise der GAP: Modernisierung und 

‚state assistance‘  

Die Ziele der GAP, die 1957 festgelegt wurden und seit Inkraft-
treten 1962 die Politik anleiten sollten, bestanden aus den folgen-
den Punkten: Steigerung der „Produktivität der Landwirtschaft“; 
Sicherung einer „angemessenen Lebenshaltung“ für die landwirt-
schaftliche Bevölkerung durch Erhöhung landwirtschaftlicher Ein-
kommen; Stabilisierung der Märkte; Versorgungssicherheit; „an-
gemessene Preise“ für Verbraucher (Europäische Union 2006, Art. 
33, [ex 39]). 

Die festgeschriebenen Ziele verdeutlichen, dass die GAP ver-
schiedene Funktionen miteinander verbindet. Wichtig ist etwa die 
Verknüpfung der Sicherung landwirtschaftlicher Einkommen mit 
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dem der Versorgungssicherheit über den primären Weg der Pro-
duktivitätssteigerung (Hennis 2005, 39).   

Ein komplexes, ineinandergreifendes Instrumentarium wurde 
entlang der drei Prinzipien Einheit des Marktes, Gemeinschaftsprä-
ferenz und finanzielle Solidarität entwickelt: Die Schaffung einer 
„gemeinsamen Organisation der Agrarmärkte“ (Europäische Union 
2006, Art. 34) zog die Einrichtungen spezifischer Marktordnungen 
für die meisten landwirtschaftlichen Erzeugnisse nach sich. Der so 
hergestellte Gemeinsame Agrarmarkt wurde nach außen durch ein 
System variabler zollähnlicher Abgaben, sogenannter Abschöpfun-
gen, abgeschottet; indirekte Exportsubventionen erleichterten die 
Ausfuhr von Agrargütern. Der Europäische Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) wurde vor allem zur 
Finanzierung der Marktordnungen sowie im späteren Verlauf für  
ergänzende strukturpolitische Programme geschaffen (Fouilleux 
2010, 341-342).  

Das Betreiben einer Markt- und Preispolitik über die gemeinsa-
men Marktordnungen ist für diese Phase als Kern der GAP auszu-
machen, was sich auch in der Aufteilung der Finanzmittel inner-
halb des EAGFL zeigte: Die ‚Abteilung Garantie‘ zur Finanzierung 
der Markt- und Preispolitik beanspruchte gegenüber der ‚Abteilung 
Ausrichtung‘ für die Strukturpolitik stets den weitaus größeren 
Anteil der Mittel (Hennis 2005, 41 - 42). Mit den Maßnahmen die-
ses Bereiches sollten landwirtschaftliche ProduzentInnen über die 
Preise ihrer Produkte unterstützt werden. Dies erforderte ein Sys-
tem, welches die Stabilität und ein hohes Niveau der Preise ermög-
licht. Im Rahmen der Marktordnungen wurden daher verschiedene 
Formen institutioneller Preise eingeführt: Hohe Richtpreise wur-
den ebenso politisch festgelegt wie Interventionspreise, bei deren 
Unterschreitung große Produktmengen staatlich durch das ‚Inter-
vention Board for Agricultural Produce‘ aufgekauft und eingelagert 
wurden. Mit variablen Importabschöpfungen wurde sichergestellt, 
dass die Preise importierter Güter nur auf oder über dem Niveau 
des internen Preises liegen konnten. Mit den sogenannten Expor-
terstattungen wurde dieses System vervollständigt; sie ermöglich-
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ten europäischen ProduzentInnen die Ausfuhr zu Weltmarktprei-
sen, indem ihnen die Differenz zum EU-Preis erstattet wurde (vgl. 
Fouilleux 2010, 341 - 342).  Zwischen den insgesamt 21 nach 
diesem Muster etablierten, produktspezifischen Marktordnungen 
bestanden jedoch zum Teil erhebliche Unterschiede3.  

Auf der einen Seite kann die Ausgestaltung der GAP durch die 
feste Verankerung eines Modernisierungskonzepts für die Land-
wirtschaft charakterisiert werden,  dessen Entwicklung durch Kapi-
talinvestitionen, Mechanisierung und  Produktionsausweitung 
vorbestimmt wird (Hennis 2005, 38; siehe nächster Abschnitt 2.2). 
Auf der anderen Seite kann die GAP als Zusammenführung und 
Weiterentwicklung von nationalen, wohlfahrtsstaatlich orientierten 
Interventionssystemen für den Agrarsektor gedeutet werden, für 
welche Sheingate den Begriff des ‚agricultural welfare state‘ prägte 
(Sheingate 2001; vgl. Rieger 2005, 166ff.; Knudsen 2009, 69ff.). 
Die Absicherung der Einkommen der landwirtschaftlichen Bevöl-
kerung war fester Bestandteil der Entwicklung nationaler Wohl-
fahrtsstaatlichkeit in den Westeuropäischen Ländern seit Ende des 
1. Weltkrieges (Knudsen 2009, 66). Bei der Entwicklung des euro-
päischen Systems erfolgte eine Übernahme des sogenannten ‚state 
assistance’ Paradigmas, nach dem der Landwirtschaftssektor auf 
staatliche Unterstützung und Außenschutz angewiesen ist und 
diese auf Grund seiner sozialen und ökonomischen besonderen 
Bedeutung4 legitimerweise erhalten soll (Skogstad 1998, 467ff.; vgl. 
Coleman 2004, 37). Die beschriebene grundlegende Funktionswei-
se der GAP verweist somit, nach Rieger, vor allem auch auf eine 
weitere Besonderheit von Wohlfahrtsstaatlichkeit im Agrarsektor: 

„Unlike other welfare institutions, agricultural measures typi-
cally fuse production – that is, output-increasing – with in-

                                                                    
3  Ein System der Preisstützung mit Interventionsmechanismus existierte für ca. 
70 % der Agrarprodukte; für ca. 25 % der Produkte existierte lediglich der Au-
ßenschutz, ohne dass der Binnenpreis beeinflusst wurde (Baldenhofer 1999, 
273). 
4 Oft mit dem Begriff des ‚landwirtschaftlicher Exzeptionalismus‘ signalisiert 
(Skogstad 1998, 468).  
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come related goals, making it hard to separate the distributive 
and regulatory dimensions, and in ways that defy application 
of normal economic efficiency criteria.” (Rieger 2005, 166) 

Aus dieser Perspektive erklärt sich auch der Protektionismus der 
GAP aus der Fortführung wohlfahrtsstaatlich orientierter, nationa-
ler Agrarpolitiken  (ebd., 167). Ebenfalls kann die Einbeziehung 
von „national and transnational farm groups“ in politisch-
administrative Prozesse auf europäischer Ebene entsprechend 
gedeutet werden: Als starke Interessenvertretungen der europäi-
schen Landwirte gegenüber den EU-Institutionen erfüllten sie eben 
jene Rolle, welche Interessenverbände in europäischen Wohl-
fahrtsstaaten in der Regel auf nationaler Ebene ausführen (vgl. 
ebd., 169). 
 
2.2 Wirkungsweise: Politischer Produktivismus  in der euro-

päischen Landwirtschaft 

Die Auswirkungen der oben skizzierten Markt- und Preispolitik 
der GAP auf die strukturelle Entwicklung der europäischen Land-
wirtschaft waren erheblich (Hennis 2005: S.42), wobei Kausalitä-
ten hier stets nur in Wechselwirkungen mit allgemeinen Entwick-
lungen im Agrarsektor auszumachen sind (vgl. Robinson 2004, 
95). Beides kann in diesem Rahmen thematisch nur angeschnitten 
werden. Das aus agrargeographischen Debatten hervorgegangene 
Konzept des Produktivismus kann hier heran gezogen werden; es 
betont gerade den Faktor der Agrarpolitik für die Industrialisierung 
der europäischen Landwirtschaft im 20. Jahrhundert. 

Die Unterstützung über hohe Preise rief in der Phase bis 1992, 
wie beabsichtigt, erhebliche Steigerungen der landwirtschaftlichen 
Produktion hervor. Dies gilt für die Gründungsmitglieder ebenso 
wie für die später beigetretenen Staaten (Robinson 2004, 95 - 96). 
Ein deutliches Beispiel ist der Produktionszuwachs in Großbritan-
nien nach dessen Beitritt zur Europäischen Gemeinschaft 1973. Bis 
Ende der 1970er stieg etwa die Getreideproduktion um 24 Prozent, 
die von Milch um 33 Prozent an (Soper 1983, cit. Robinson 2004, 
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96). Für verschiedene Erzeugnisse führte gerade eine Preisstützung 
mit Interventionsmechanismus langfristig zum Problem der Über-
produktion (Robinson 2004, 92). Bereits in dieser Phase wurde die 
EU so - trotz weitaus niedrigerer Weltmarktpreise - zu einem Ex-
porteur von Agrarprodukten (Rieger 2005, 176). Das System der 
Preisstützung beförderte diese Produktionssteigerungen, indem es 
sie durch ein hohes, stabiles Preisniveau lukrativ machte. Dies 
deutet auf eine enge Verbindung zu Entwicklungen des dominan-
ten landwirtschaftlichen Produktionsmodells und des strukturellen 
Wandels des Agrarsektors hin.  

Der Anreiz beziehungsweise Druck zur Steigerung des ‚output‘ 
durch die von der GAP gestalteten Marktbedingungen begünstigte 
eine kapitalintensive, stark mechanisierte Bewirtschaftung großer 
Landflächen (vgl. Rieger 2005, 171; Robinson 2004, 94; Hennis 
2005, 43). Mit dieser Entwicklungsrichtung gingen Prozesse der 
Konzentration und Differenzierung innerhalb des Sektors einher. 
So konnten moderne Großbetriebe tendenziell stärker von den 
Unterstützungen profitieren und verbesserten dadurch ihre Vo-
raussetzungen für weitere Investitionen und Flächenerweiterun-
gen. Robinson diagnostiziert dementsprechend die Entstehung 
eines „highly capital- and energy-intensive sector within farming“ 
(2004, 94). Dessen Struktur traf sich zudem mit den Anforderun-
gen einer seit Mitte der 1970er Jahre an Gewicht gewinnenden 
Agrar- und Lebensmittelindustrie, wodurch Prozesse vertikaler 
Integration innerhalb des Sektors vor allem hier stattfanden (Hen-
nis 2005, 22 - 23, 43). Kleinere landwirtschaftliche Familienbetrie-
be wurden in diesem System tendenziell marginalisiert. Rieger 
erklärt, ihr Fortbestehen als Strukturmerkmal der europäischen 
Landwirtschaft sei weniger Ergebnis der GAP-Mechanismen als der 
ihnen eigenen Anpassungsfähigkeit (Rieger 2005, 171). So sicher-
ten etwa viele Kleinbetriebe ihr Fortbestehen durch ergänzende 
wirtschaftliche Aktivitäten ab; zudem  spielten sozialstaatliche 
Leistungen eine große Rolle (Arkleton Trust 1992, cit ebd.). 

Aus theoretischer Perspektive kann die GAP in dieser Phase als 
wesentlicher Bestandteil eines europäischen „productivist agricul-
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tural regime“ gedeutet werden (Wilson 2001, 78). Produktivismus 
meint: 

„a commitment to an intensive, industrially driven and ex-
pansionist agriculture with state support based primarily on 
output and increased productivity. The concern (of productiv-
ism) was for ‘modernization’ of the national farm, as seen 
through the lens of increased production. By the ‘productivist 
regime’ we mean the network of institutions oriented to 
boosting food production from domestic sources which be-
came the paramount aim of rural policy following World War 
II. […]” (Lowe et al. 1993, 221, cit. Wilson 2001, 78)  

Wilson sieht die Breite dieses intensiv diskutierten Konzepts5 
über ganze sieben Dimensionen („ideology, actors, food regimes, 
agricultural production, agricultural policies, farming techniques 
and environmental impacts“) entfaltet (Wilson 2001, 78, 80).  Als 
eine Zuspitzung kann hingegen der von Mark Tilzey in die Debatte 
eingebrachte Begriff des „political productivism“ (2000, 290; eige-
ne Hervorhebung) gesehen werden, der die grundlegende Rolle 
staatlicher Steuerung und Ziele für das produktivistische ‚agricultu-
ral regime‘ in Europa hervorhebt (vgl. ebd., 289). Er und andere 
verstehen (politischen) Produktivismus in einem engeren Sinne als 
„a state-managed policy framework“ (ebd., 280), unter dem Land-
wirtschaft sich strukturell entlang der drei Dimensionen Intensivie-
rung, Konzentration und Spezialisierung entwickelt, welche jeweils 
Produktionssteigerungen bewirken und zusammen genommen die 
fortschreitende Industrialisierung der modernen Landwirtschaft 
bedeuteten  (Bowler  1985, Troughton 1986, cit. Robinson 2004, 
62). Mit Blick auf die europäische Landwirtschaft kann die GAP vor 

                                                                    
5 Das Konzept des ‚Produktivismus‘ ist Teil einer breiten, vor allem in der an-
gelsächsischen Agrargeographie (bzw. Rural Geography) seit den 1990ern ge-
führten Diskussion zum (möglichen) Übergang zwischen ‚Produktivismus‘ und 
‚Postproduktivismus‘ in der Entwicklung von Landwirtschaft und ländlicher 
Räume der Industriestaaten (vgl. etwa Marsden et al. 1993; Ward 1993; kriti-
sche Bewertung bei Wilson 2001; Evans et al. 2002; Potter/Tilzey 2005). 
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1992 durch eine deutlich produktivistische Ausrichtung charakteri-
siert und als ein wichtiger Faktor für diese Entwicklungsrichtung 
gedeutet werden.   
  
2.3 Die GAP im Prozess der europäischen Integration  

Die Etablierung und Existenz der Gemeinsamen Agrarpolitik 
steht vor allem in der Frühphase in einer engen Verbindung mit 
dem Verlauf des Prozesses der europäischen Integration insgesamt. 

Die GAP stellte bis in die 1980er Jahre den einzigen Politikbe-
reich dar, in dem ein derart umfassendes ökonomisches und sozia-
les Interventionssystem mit einer derart stark zur europäischen 
Ebene verschobenen Funktionsteilung organisiert wurde (vgl. 
Skogstad/Verdun 2009, 265; Patel 2009, 8; Rieger 2005, 164). 
Sowohl mit Blick auf das Budget der EG6 als auch mit Blick auf die 
Inanspruchnahme politischer und administrativer Kapazitäten der 
europäischen Instanzen steht die GAP als ein Kernelement der 
europäischen Integration in dieser Phase dar (Patel 2009, 8; vgl. 
Ludlow 2009).  

In der Konzeption von Patrick Ziltener stellt die Etablierung der 
GAP eine Übernahme der meisten, zuvor auf nationaler Ebene 
erfüllten, Funktionen durch europäische Instanzen dar, wobei nati-
onale Regierungen wichtigen „kontrollierenden Einfluss“ behielten 
(Ziltener 1999, S.112-113).  Wie im nächsten Teil (3.1) weiter ausge-
führt wird, kann die GAP bis in die 1980er Jahre als eine Art „Pro-
totyp“ (ebd.) für die Entwicklung supranationaler Staatlichkeit im 
Zuge des Integrationsprozess gesehen werden. In ihrer Ausrichtung 
und Funktionsweise spiegelten sich dabei (aus regulationstheoreti-
scher Sicht) dominante Charakteristika des Nationalstaates in der 
Phase des Fordismus wider.  

Mit Blick auf die Politikgestaltung galt für die gemeinsame Ag-
rarpolitik, wie auch für andere Bereiche, die zentrale Rolle der 
Kommission beziehungsweise der Generaldirektion Landwirt-

                                                                    
6  1975 lag der Anteil der Ausgaben für die GAP 72 % des Gesamtbudgets, 1985 
bei 70% (vgl.  Rieger 2005, 165).  
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schaft, denen neben der Umsetzung der Politik und der Verwaltung 
der Fonds auch das alleinige legislative Initiativrecht zukam. Über 
den Agrarministerrat, als Teil des Rates der Europäischen Gemein-
schaft, behielten nationale Regierungen die Entscheidungsmacht, 
sodass Aushandlungsergebnisse zwischen Kommissionsvorschlä-
gen und den Positionen der Mitgliedsstaaten typisch waren (und 
sind) (vgl. Fouilleux 2010, 344). Eine besondere Bedeutung kam 
bereits seit der Frühphase der GAP dem auf europäischer Ebene 
etablierten Zusammenschluss nationaler Agrarverbände im ‚Comi-
te des Organisations Professionelles Agricoles‘ (COPA) zu, das eine 
Art Monopol auf die landwirtschaftliche Interessenvertretung be-
saß, und deren Konsultation fest in den politischen Prozess einge-
bunden war (Rieger 1994).  
 
2.4 ‚Reformdruck‘ auf die GAP 

Im Laufe der späten 1970er Jahre, vor allem aber in den 1980er 
Jahren addierten sich eine Reihe von Entwicklungen von innerhalb 
und außerhalb des Systems der GAP zu dem, was von einigen Auto-
rInnen als Entstehen eines erheblichen „Reformdrucks“ interpre-
tiert wird (Ziltener 1999, 185; vgl. Hennis 2005, 43, 49). Zwar ist 
davon nicht auf Kausalitäten für das Stattfinden und die Ausgestal-
tung der Reformen zu schließen, doch wird hiermit der Kontext gut 
umrissen, in dem es ab 1992 schließlich zu einer Umgestaltung des 
GAP-Systems kam.  

Nach Burrel (2009) können die folgenden Entwicklungen als 
Bestandteile dieses Reformdrucks zusammengefasst werden (272 - 
273):  

1. Neue Ziele und Projekte der Europäischen Integration 
brachten neue Politikbereiche in den Zuständigkeitsbe-
reich der europäischen Institutionen.  

2. Das etablierte System aus Marktordnungen wurde zu ei-
ner zunehmenden Belastung für den EU-Haushalt, weil 
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die Kosten sukzessive mit den Produktionsmengen an-
stiegen.  

3. Durch die Erweiterungen der EU mussten stärker hetero-
gene Agrarsektoren und nationale agrarpolitische Orien-
tierungen miteinander vereint werden.  

4. Die GAP wurde in der Uruguay-Runde des GATT zum 
Konfliktpunkt internationaler Beziehungen. 

5. Es gab vermehrt öffentliche Kritik an Phänomenen der 
Überschussproduktion, an der Ungleichverteilung der 
Unterstützungszahlungen und hinsichtlich der negativen 
Umweltauswirkungen. 

  
 
Punkt 1 deutet auf eine Auflösung der beschriebenen Zentralität 

der GAP für den Integrationsprozess hin - eine Bewegung, die auf 
die Bedeutung des Integrationsschubes der 1980er und 90er Jahre 
und des einhergehenden ‚Strukturwandels‘ der Integration ver-
weist, mit der sich der folgende Abschnitt beschäftigt. Punkte 4 und 
5 weisen darauf hin, dass in zunehmendem Maße auch zuvor ex-
terne Einflusssphären und Akteure auf die GAP wirkten. Dies wird 
weiter unten anhand von Dynamiken im postfordistischen Über-
gang des europäischen Agrarsektors aufgegriffen: Die Reform der 
GAP wurde ein Kristallisationspunkt agrarpolitischer Richtungs-
kämpfe über verschiedene Maßstabsebenen hinweg. Gleichzeitig 
sollte sich das relevante Akteursspektrum deutlich erweitern, und 
es wurden neue Fragestellungen, wie etwa die des Umweltschutzes, 
immer wichtiger. Die Punkte 2 bis 5 deuten indessen an, dass sich 
der, durch sehr verschiedene Entwicklungen zusammengesetzte, 
Reformdruck vor allem auf die beschriebene Funktionsweise der 
Markt- und Preispolitik richtet. Wie gezeigt wurde, hängen an ihr 
gleichzeitig die teilweise wohlfahrtsstaatlichen Funktionen der 
GAP, wie auch ihr steuernder Einfluss auf die strukturelle Entwick-
lung des AgrarsektorDer in der abschließenden Analyse der Refor-
men fokussierte Wandel des Unterstützungssystems für landwirt-
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schaftliche Betriebe betrifft insofern entscheidende Punkte für die 
sich ändernde Wirkungsweise der GAP. 
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3. ‚STRUKTURWANDEL DER EUROPÄISCHEN INTEGRATION‘ 

Der Verlauf des europäischen Integrationsprozesses seit den 
1980er Jahren trug zu einer weitgehenden Veränderung der Rah-
menbedingungen  für die GAP bei. 

Die hier eingenommene polit-ökonomisch und staatstheoretisch 
fundierte Perspektive auf den Integrationsprozess, welche sich zu 
größten Teilen auf Patrick Zilteners Buch Strukturwandel der eu-
ropäischen Integration (1999) stützt, fokussiert die Weiterentwick-
lung der europäischen politischen Instanzen und Verfahren und 
politisch-strategische Reorientierungen auf dieser Ebene im Zu-
sammenhang mit Veränderungen von Staatlichkeit in Europa. Zil-
teners zentrale These, dass der in dieser Phase zu beobachtende 
Integrationsschub mit der Herausbildung einer neuen, ‚wettbe-
werbsstaatlichen Integrationsweise‘ einherging (näher ausgeführt 
in 3.1, 3.2), dient im Rahmen dieser Arbeit als Ansatzpunkt, um zu 
untersuchen, inwieweit die Veränderungen der europäischen Ebe-
ne von Staatlichkeit den Rahmen für einen ebenfalls wettbewerbs-
staatlich oder neoliberal ausgerichteten Rück- und Umbau der GAP 
(im Zuge der Reformen) bildete.  

Eine hier sinnvolle Kritik beziehungsweise Erweiterung bietet 
Bastiaan van Apeldoorns Konzept des ‚eingebetteten Neoliberalis-
mus‘ (2002), mit dem er zeigt, dass auf europäischer Ebene nach 
wie vor auch rivalisierende Projekte zum Neoliberalismus einfluss-
reich sind, deren teilweise Einbeziehung eine neoliberale Hegemo-
nie gerade erst ermöglichen (siehe Abschnitt 3.3). Abschließend 
kann somit gezeigt werden, inwiefern die neue Integrationsweise 
veränderte Rahmenbedingungen für die GAP produziert, die in 
eine bestimmte Reformrichtung deuten (siehe Abschnitt 3.4).  

Im darauf folgenden Teil (4) der Arbeit wird dann aus einer 
stärker agrargeographischen Perspektive gefragt werden, in welche 
Richtung sich unter diesen Bedingungen die GAP als wichtigstes 
Element politischer Regulierung des europäischen Agrarsektors 
entwickelt. Dieser wiederum umkämpfte Prozess ist in grundlegen-
der Weise auf die Veränderungen der europäischen Ebene von 
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Staatlichkeit bezogen, zumal die GAP als ein integraler  Teil von ihr 
fortbesteht. Neoliberale politische Tendenzen in diesem Feld wir-
ken indessen mit dominanten ökonomischen Restrukturierungs-
prozessen im Agrarsektor zusammen.        

Einleitend werden zunächst Zilteners theoretischer Zugang zu 
‚europäischer Staatlichkeit‘ und zum Integrationsprozess skizziert, 
der Kernbegriff der ‚Integrationsweise‘ wird definiert  und das Kon-
zept vom ‚Strukturwandel der europäischen Integration‘ näher 
dargelegt. 

Zilteners Perspektive auf die Entwicklung der EG / EU zeichnet 
sich dadurch aus, sie als „Teil der mehrere Ebenen und viele In-
stanzen umfassenden europäischen Staatlichkeit“ zu verstehen 
(1999, 33)7. Er identifiziert auf europäischer Ebene sowohl die 
Übernahme „staatlicher Funktionen“ durch „staatliche Instanzen“ 
als auch das Stattfinden politischer Prozesse (ebd. 22 -23). Die 
‚europäische Ebene von Staatlichkeit‘ existiert insofern einerseits in 
Form politischer Instanzen wie dem EU-Ministerrat und der Euro-
päischen Kommission, von denen ersterer eher eine Arena für Mit-
gliedsstaaten-Interessen ist und letztere einen stärkeren supranati-
onalen „Akteurscharakter“ besitzt (ebd., 29), und andererseits in 
Form von Verfahren der Politikformulierung oder der Schaffung 
von Gemeinschaftsrecht / Unionsrecht (vgl. ebd., 24f.). Bei der 
vollständigen oder anteilshaften Übernahme von Regulationsfunk-
tionen durch die europäische Ebene bleibt zwar stets eine teilweise 
Abhängigkeit oder Verbindung zu anderen staatlichen Ebenen 
bestehen; der betreffende Bereich unterliegt dadurch jedoch den 

                                                                    
7  Die Verwendung des Begriffs ‚Staatlichkeit‘ kann mit dem supranationalen 
Charakter einiger Elemente der EU begründet werden: „die Selbstständigkeit, 
die Unmittelbarkeit und der Vorrang des Gemeinschaftsrechts gegenüber natio-
nalem, die Existenz handlungsfähiger politischer Akteure, die Erhebung und 
Verwendung von finanziellen Mitteln […] und Ansätze zu europäischen Interes-
senvermittlungsstrukturen“; damit geht die EU über ein „Bündel internationaler 
Regime“ hinaus (Ziltener 1999, 28). 
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Bedingungen einer spezifischen Eigenlogik und „strategischen 
Selektivität“ (Jessop)8 der europäischen Ebene (vgl. ebd., S.33,34) 

Der Prozess der europäischen Integration wird demzufolge an-
hand der Entwicklung der „Form und Funktion“ der europäischen 
Ebene von Staatlichkeit analysiert, wobei Ziltener, anschließend an 
Schmitter (1991), mit ‚Form‘ die „Summe der von der europäischen 
Ebene übernommenen Funktionen und ihrer spezifischen Ausprä-
gungen“ meint (Ziltener 1999, 79). Zur Periodisierung des Integra-
tionsprozesses bringt Ziltener den Begriff der ‚Integrationsweise‘ 
an; eine solche liege vor, „wenn hinsichtlich der Form und Funkti-
on europäischer Staatlichkeit über längere Zeit ein stabiles Grund-
muster zu beobachten ist“ (ebd., 81). Der Begriff verbindet somit, 
abstrakt besehen, Aussagen zur Bandbreite und Art und Weise, in 
der die europäische Ebene an staatlichen Funktionen wie Marktre-
gulierung, Infrastrukturförderung, sozialem Ausgleich und Regu-
lierung der Außenwirtschaftsbeziehungen beteiligt ist, mit Aussa-
gen zu Struktur, Funktionsweise und strategischer Ausrichtung der 
europäischen Staatsebene (ebd. 79 - 81). Seine konkrete Bedeutung 
erhält der Begriff jedoch erst im Rahmen von Zilteners Struktur-
wandel-These und der idealtypischen Bestimmung zweier Integra-
tionsweisen im Integrationsprozess. Erstere „postuliert eine struk-
turelle Transformation und strategische Reorientierung der euro-
päischen Ebene von Staatlichkeit im Zusammenhang mit der Ver-
änderung von Staatlichkeit in Europa“ (ebd., 81 - 82, Hervorhe-
bung A.D.). Dem entspricht ein Übergang von der sogenannten 

                                                                    
8 Mit diesem Konzept betrachtet Jessop Staatlichkeit als „a system whose struc-
ture and modus operandi are more open to some types of political strategy than 
others. Thus a given type of state, a given state form, a given form of regime, will 
be more accessible to some forces than others according to the strategies they 
adopt to gain state power; and it will be more suited to the pursuit of economic 
or political strategy than others because of the modes of intervention and re-
sources which characterize the system” (1990, 260) . 
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„Monnetschen Integrationsweise“9, welche den Integrationsprozess 
seit der Gründungsphase bis in die 1970er Jahre prägte, zur soge-
nannten „Wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise“, welche sich 
seitdem sukzessiv heraus bildete und im Zusammenhang mit der 
Transformation des Staates in Richtung Wettbewerbsstaatlichkeit 
zu sehen ist (200).  

Dieser Wandel von europäischer Staatlichkeit, der im Folgenden 
näher beschrieben wird, wird in Zilteners theoretischer Konzeption 
vor allem von regulationstheoretischen Arbeiten abgeleitet, die für 
die Staaten Europas eine Phase der „fundamentalen strategischen 
Reorientierung“ und der „Neubestimmung der grundlegenden 
ökonomischen Funktionen“ seit der Krise des Fordismus ausma-
chen (ebd., 55; vgl. Liepitz 1992, Jessop 1992). Durch die Trans-
formation zum ‚nationalen Wettbewerbsstaat‘ (Hirsch 1995), als 
Teil des Wandels von Akkumulationsregimen und Regulationswei-
sen, sollte, nach einer zentralen Annahme Zilteners, auch die euro-
päische Ebene von Staatlichkeit vergleichbare Transformationen 
erfahren (Ziltener 1999, 77)10.  

Dieser Ansatz zeichnet sich insofern als eine Betrachtungsweise 
des Integrationsprozesses aus, die diesen im Lichte globaler Trans-
formationsprozesse und doch auch mit Blick auf seine Eigendyna-
mik interpretiert. Der angezeigte ‚Strukturwandel‘ ist hierbei die 
synthetisierende, zugespitzte These über die qualitative Neuaus-
richtung des Integrationsprozesses unter neoliberalen Vorzeichen. 
Dort anzuschließen bietet sich nicht zuletzt auch wegen Zilteners 
spezifischer Verwendung des Konzeptes von europäischer Staat-
lichkeit an. Anhand der GAP, zuvor charakterisiert als ein originä-
rer Teil eben jener (vgl. Abschnitt 2.3), können Fragen zur Ausge-

                                                                    
9 Ziltener benennt die Integrationsweise nach Jean Monnet, einer wichtigen 
Figur des frühen Integrationsprozess in den 1950er und 1960er Jahren (vgl. 
ebd., 91) 
10 Ziltener greift zudem auf verschiedene weitere theoretische Zugänge aus dem 
Bereich der Internationalen Politischen Ökonomie zurück und identifiziert 
damit weitere „Determinanten der (variablen) Form europäischer Staatlich-
keit“ (ebd., 78, Hervorhebung im Original; siehe ebd., 36ff.) 
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staltung und Entwicklung staatlicher Funktionen auf europäischer 
Ebene unter sich wandelnden Bedingungen gut verfolgt werden.  

Aus dieser Perspektive dürften die Reformen ab 1992 kaum un-
beeinflusst durch den konstatierten ‚Strukturwandel der europäi-
schen Integration‘ gewesen sein; wie im Weiteren ausgeführt wird, 
erscheinen dafür die Veränderungen auf der europäischen Staats-
ebene in der Phase der Wettbewerbsstaatlichkeit als zu grundle-
gend.  
 
3.1 Der Integrationsschub der 1980 / 90er Jahre und der 

Umbau der Integrationsweise  

Der Integrationsschub der 1980er / 90er Jahre war aus der Per-
spektive von Ziltener mit einem Umbau der Integrationsweise ver-
bunden, der die neue dominante, wettbewerbsstaatliche Integrati-
onsweise hervor brachte. ‚Umbau‘ definiert Ziltener als: 

„Wechsel von Methoden und dominanten Praktiken, die Ent-
wicklung neuer Politikbereiche nach neuen Mustern, bei 
gleichzeitiger Aufgabe, Zurückstufung oder Einschränkung 
der Elemente, die Teil der vorangegangenen Integrationswei-
se sind, oder deren tendenzielle Umgestaltung im Sinne der 
neuen Integrationsweise.“ (Ebd., 82)  

In diesem Abschnitt werden einige zentrale Aspekte der inei-
nander greifenden Prozesse des Integrationsschubes und des Um-
baus skizziert, die in wichtiger Weise zu veränderten Rahmenbe-
dingungen für die GAP beitrugen.  

In der Monnet’schen Integrationsweise, mit der die Phase der 
europäischen Integration seit den 1950ern bis in die 1970er Jahre 
beschrieben werden kann, fungierte die europäische Ebene als 
komplementäre „Absicherung nationaler Entwicklungswege“ (ebd., 
122); sie übernahm nur dort Funktionen der ökonomisch-sozialen 
Regulierung, wo von Seiten der Gründerstaaten der EG ein Interes-
se an „sektoraler Integration“ (ebd., S.123) zwecks gemeinschaftli-
cher Modernisierung und / oder außenwirtschaftlicher Absiche-
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rung bestand (ebd., S.124). Neben den Bereichen der Kernenergie 
(EURATOM) und Kohle und Stahl (EGKS) traf dies in besonderem 
Maße auf die Agrarpolitik zu. Sektorale Integration war hier der 
Weg, um eine auf Modernisierung und zugleich wohlfahrtsstaatlich 
ausgerichtete Regulierung gegenüber internationalem Liberalisie-
rungsdruck aufrecht zu erhalten (ebd. 113-114). Weil in diesem Fall 
eine weitgehende Funktionsverschiebung zu einem europäischen 
Arrangement stattfand, dessen Charakter der auf nationaler Ebene 
dominanten ‚keynesianisch-korporatistischen Staatlichkeit‘ 11  ent-
sprach, machte dies die GAP zum „Prototyp“ dieser Integrations-
weise - welcher jedoch eine Ausnahme blieb (ebd., 113).  

Im Wesentlichen verblieben die zentralen Staatsfunktionen auf 
nationaler Ebene (ebd. 124). Dies galt auch dort, wo sonst eine 
Europäisierung von Wirtschaftspolitik versucht wurde: So blieben 
auch nach der schrittweisen Schaffung der Zollunion nationale 
Beschränkungen ein Hindernis bei der Schaffung des gemeinsamen 
Marktes (ebd., 105 - 106), und die, hauptsächlich durch die Kom-
mission vorangetriebenen, Versuche der Etablierung einer umfas-
senden keynesianischen Wirtschaftspolitik scheiterten letztlich mit 
der Weltwirtschaftskrise der frühen 1970er Jahre (ebd., 115 - 117).  

Letztere zeigte die Grenzen des bisherigen Pfades europäischer 
wirtschaftspolitischer Integration auf. Anti-Krisen-Strategien der 
Mitgliedsstaaten divergierten erheblich, und es kam vorerst zu 
keiner weiteren Europäisierung ökonomischer Staatsfunktionen - 
wenngleich wichtige politische Integrationsschritte durchaus statt-
fanden (vgl. ebd, 125ff.). Seit Ende der 1970er Jahre, vor allem aber 
seit Anfang der 1980er Jahre, wurde die europäische Ebene dann 
in veränderten globalen politökonomischen Verhältnissen wieder 
zu einer wichtigen Schnittstelle in der Transformation der europäi-

                                                                    
11Regulationstheoretische Bezeichnung für den Nationalstaat der Nachkriegs-
zeicht, der durch weitgehende spezifisch ausgerichtetete Eingriffe die „ökono-
mischen und […] (gesamt-) gesellschaftlichen  Bedingungen des fordistischen 
Wachstumsmodells“ sicherte (ebd. 50). Dabei kam der „Einbindung gesell-
schaftlicher Interessengruppen mittels neuer Formen der Interessenvermitt-
lung“ ein großer Stellenwert zu (ebd., S. 51).   
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schen Ökonomie und der strategischen Ausrichtung von Staatlich-
keit.  

Zu den zentralen Schritten des Integrationsschubes, über die auf 
europäischer Ebene neue Funktionen etabliert und neue strategi-
sche Orientierungen durchgesetzt wurden, zählen die Vollendung 
des Binnenmarktes, die Etablierung der Währungsunion (WWU) 
und der Ausbau europäischer Politik in den Bereichen Forschungs- 
und Technologiepolitik sowie Regionalpolitik (vgl. ebd., 138).  

Seit dem 1985 vom Europäischen Rat in der Einheitlichen Euro-
päischen Akte (EEA) verabschiedeten Programm zur Schaffung 
eines einheitlichen europäischen Binnenmarktes (auch 1992-
Programm genannt) wurde dem alten Integrationsziel des Gemein-
samen Marktes auf neuem Wege gefolgt, was einen weitgehenden 
Wandel staatlicher Marktregulierung innerhalb der EG nach sich 
zog. So wich die Idee einer Marktschaffung inklusive einheitlicher 
europäischer Regulierung dem Ziel der „Abschaffung sämtlicher 
Hindernisse für den Güter-, Dienstleistungs-, Kapitalverkehr und 
der personellen Freizügigkeit innerhalb der Gemeinschaft“ (ebd., 
139). In diesem Sinne wurde der Binnenmarkt vor allem über De-
regulierung und Liberalisierung hergestellt (ebd. 156, 195). Dieser 
ungleichmäßige Prozess steht in einem engen Verhältnis zum Pro-
zess wirtschaftlicher Umstrukturierung im europäischen Wirt-
schaftsraum, der von Faktoren wie einem neuen Standort- und 
Steuerwettbewerb sowie von Konzentrationsprozessen auf Unter-
nehmensebene vorangetrieben wird (vgl. 157). Ziltener hebt in 
diesem Kontext die neue strategische Orientierung der Kommissi-
on auf die „Schaffung weltmarktkonkurrenzfähiger Unternehmen“ 
hervor, welche als Ausgangspunkt einer neuen „‘wettbewerbsstaat-
lichen‘ Strategie europäischer Instanzen“ zu sehen sei (ebd., 157). 
Im Zuge des Binnenmarktprojekts artikulierten sich so neue strate-
gische Orientierungen – Liberalisierung, Deregulierung, globale 
Wettbewerbsfähigkeit - auf europäischer Ebene und gewannen 
gerade angesichts der Zentralität des Binnenmarktprojekts für den 
Integrationsprozess an Gewicht (siehe nächster Abschnitt 3.2).   
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Der erhebliche Kompetenzgewinn europäischer Instanzen in den 
Bereichen Forschungs- und Technologiepolitik sowie Regionalpoli-
tik während der 1980er und 90er Jahre kann neben der Binnen-
marktrealisierung als zweiter „Pfeiler“ des Integrationsschubs ge-
wertet werden (ebd., 169, 196). Auch wenn die Europäisierung der 
beiden Politikbereiche sehr unterschiedlich verlief, ist ihnen ge-
mein, dass „zentrale Selektions- und Steuerungsfunktionen“ von 
europäischen Instanzen übernommen wurden (ebd., 196). Die 
Aufwertung der europäischen Ebene verlief dabei nicht mehr nach 
dem Muster sektoraler Integration (wie im Falle der GAP), sondern 
folgte gänzlich anderen Wegen (vgl. ebd., 173): In beiden Bereichen 
entwickelten sich stärker „verhandlungsbasierte“, dezentralisierte 
Formen politischer Regulierung (ebd., 196, vgl. 171), im Falle der 
Regionalpolitik gab es dabei Schritte zum politischen Mehrebenen-
system durch die gleichzeitige Aufwertung subnationaler Staats-
ebenen (vgl. ebd., 179). Für Ziltener äußert sich in der Ausrichtung 
der europäischen Ebene in diesen Politikbereichen die prioritäre 
Weiterentwicklung von Staatsfunktionen zur Förderung der Wett-
bewerbsfähigkeit von Unternehmen und Standorten (vgl. ebd., 
55,196).12 

Mit der erfolgreichen Errichtung einer Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion (WWU) mit dem Vertrag von Maastricht (1992) fand 
ein weiterer wesentlicher Integrationsschritt statt, der ebenfalls ein 
starkes Element des Umbaus der Integrationsweise beinhaltete. So 
bedeutete sie mit Blick auf die wirtschaftspolitische Orientierung 
der europäischen Ebene eine klare Weichenstellung in eine mone-
taristische Richtung.  Dem ging die oben erwähnte Aufgabe von 
Versuchen zur Entwicklung einer europäischen keynesianischen 
Wirtschaftspolitik oder -koordinierung vorweg, wie sie noch bis zur 
Wirtschaftskrise der 1970er Jahre verfolgt wurde (ebd., 165). Bei 
der Umsetzung der WWU setzte sich eine einseitige Betonung von 
stabilitätsorientierter Währungspolitik durch. Infolgedessen stand 
fortan Währungsstabilisierung im Mittelpunkt der wesentlichen 

                                                                    
12  Im Sinne sogenannter ‚Schumpeterianischer Leistungsstaatlichkeit‘ (ebd., 
196). 
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Weiterentwicklungen wirtschaftspolitischer Funktionen der euro-
päischen Ebene (ebd., 134 - 135, 167).  

In den drei dargestellten Aspekten des Integrationsschubes 
kommen Aspekte eines Umbaus der Integrationsweise klar zum 
Ausdruck. Die einhergehenden Veränderungen der ‚Form und 
Funktion‘ der europäischen Ebene von Staatlichkeit verweisen auf 
das Entstehen einer neuen Integrationsweise, in der europäische 
Instanzen und Verfahren tendenziell ‚wettbewerbsstaatlich‘ konfi-
guriert sind. Ziltener zeichnet mit dieser Darstellung den Werde-
gang des Integrationsprozesses nach und stellt dabei zuvorderst die 
Dynamiken heraus,  die für dessen polit-ökonomische Ausrichtung 
tonangebend waren; die also auch für die veränderten Rahmenbe-
dingungen der GAP konstitutiv waren. Zilteners Fokus beibehal-
tend, bleibt dabei fürs Erste die immanente Umkämpftheit des 
Integrationsprozesses außen vor13 - sie soll hier aber weiter unten 
aufgegriffen werden (siehe Abschnitt 3.3). 
 
 
3.2 Elemente der ‚wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise‘  

Für die veränderten Rahmenbedingungen der GAP spielen wei-
tere Entwicklungen der wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise 
eine Rolle, die sich nicht unmittelbar aus den zuvor beschriebenen 
Integrationsschritten ergeben, jedoch eng mit ihnen verbunden 
sind.  

Im Bereich der Interessenvermittlung auf europäischer Ebene 
zeigen sich in der wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise neue 
Strukturmerkmale. Es können hier verschiedene Tendenzen festge-
stellt werden. Korporatistische Arrangements, wie im Bereich der 
Agrarpolitik erprobt, wurden mit dem Verlassen des Pfades sekt-
                                                                    
13 Ziltener theoretisiert zwar die europäische Ebene als “Ergebnis des konflikto-
rischen Aufeinanderwirkens gesellschaftlicher Interessen“ (1999, 78). In seiner 
Analyse des Strukturwandels herrscht jedoch trotz der Berücksichtigung eines 
(scheiternden) sozialdemokratisch orientierten Integrationsprojektes unter der 
Kommission von Jacques Delors (vgl. 180ff.), eine relativ unilineare Entwick-
lung in Richtung der wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise vor.  
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oraler Integration nicht weiterentwickelt. Hingegen breiteten sich 
Möglichkeiten der Einflussnahme in Form von Lobbying mit dem 
Integrationsschub erheblich aus. Auch durch die gezielte Einbezie-
hung  verschiedener Interessengruppen kam es so grundsätzlich zu 
einer „Pluralisierung der Akteurslandschaft“ (ebd., 32,193).  Dabei 
bildete sich jedoch gleichfalls eine neue ‚strategische Selektvität‘ 
auf europäischer Ebene heraus, durch die, nach Ansicht verschie-
dener Autoren, bestimmte Partikularinteressen mehr noch als in 
der nationalen Politik an Einflussmacht gewannen (Eising / Koh-
ler-Koch 1994, Nollert 1995 cit. ebd., 33). In besonderer Weise trifft 
dies im Falle der verstärkten direkten, „transnationale[n] Koopera-
tionsformen“  zwischen europäischen, transnationalen Großunter-
nehmen und der Europäischen Kommission zu. Der gut beschrie-
bene substanzielle Einfluss des European Round Table of Industri-
alists (ERT) auf die Ausgestaltung des Binnenmarktprogramm ist 
hierfür ein prominentes Beispiel (vgl. ebd. 135 - 136; vgl. van Apel-
doorn 2002). Allgemein erhöhten die verstärkte, organisierte Inte-
ressenartikulation durch transnationale Konzerne und eine größere 
Offenheit seitens europäischer Instanzen deren Einfluss auf der 
europäischen Staatsebene erheblich. Hier treffen sich somit Verän-
derungen im Bereich der Interessenvermittlung mit den bereits 
angedeuteten strategischen Re-orientierungen der Kommission der 
1980er Jahre: „Die Förderung europäischer transnationaler Unter-
nehmen wurde zunehmend als Hebel zur Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit Westeuropas gesehen.“  (Ebd., 135) 

Die Aufwertung der europäischen Ebene von Staatlichkeit ist 
insgesamt eingebettet in die Entfaltung eines europäischen 
Mehrebenensystems (ebd., 198). Neben der supranationalen Ebene 
gewinnen dabei in vielen Bereichen politischer Regulierung - gera-
de auch dort wo wettbewerbsstaatliche Strategien zur Förderung 
regionaler Ökonomien verfolgt werden - ebenso subnationale staat-
liche Instanzen an Gewicht (vgl. ebd., 56). Bei dieser, von Jessop 
als „Entnationalisierung“ titulierten, Entwicklung handelt es sich 
jedoch um einen  unregelmäßigen Prozess, der sich in verschiede-
nen Politikbereichen spezifisch äußert (Jessop 1995, cit. ebd., 56). 
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Ebenfalls wirken in der neuen Integrationsweise internationale 
Regime, etwa über Institutionen wie die WTO, verstärkt in dieses 
System hinein (ebd., 191). Auch ‚oberhalb‘ der europäischen Ebene 
treten insofern in Bezug auf viele Politikbereiche neue relevante 
Machtkonzentrationen auf (ebd., 56).  

In eindeutiger Vermittlung hiermit steht die Tendenz zur au-
ßenwirtschaftlichen Öffnung, die von europäischer Ebene etwa im 
Rahmen der gemeinsamen Handelspolitik vorangetrieben wird. 
Letztere sollte, nach einem Urteil des EuGH, mit den Zielen des 
GATT (Reduktion von Zöllen und nicht-tarifären Handelshemm-
nissen) konform gehen und führte zur sukzessiven Öffnung europä-
ischer Märkte (vgl. ebd., 189; Bieling 2007, 112 - 113). Ziltener ar-
gumentiert, diese sei neben des ‚Außendrucks‘ ebenso sehr mit der 
Binnenmarktrealisierung und dem „Charakter des Integrations-
schubes“ verbunden, zumal sich wichtige Integrationsschritte die-
ser Phase nahtlos in globale Liberalisierungsprozesse einfügen 
(ebd., 198 - 199).  

 
 

3.3 Das europäische Modell des ‚eingebetteten Neoliberalis-
mus‘  

Die in den Abschnitten 3.1 und 3.2 entwickelte theoriegeleitete 
Charakterisierung zentraler Aspekte der EU mit dem Konzept der 
wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise ist, zur Erklärung vom 
Wandel der Gemeinsamen Agrarpolitik, um eine wichtige Dimensi-
on zu ergänzen. Mit Bastian van Apeldoorns stärker neo-
gramscianisch fundiertem Konzept des ‚eingebetteten Neolibera-
lismus‘ soll hier die bei Ziltener vernachlässigte Umkämpftheit und 
Kompromisshaftigkeit der Entwicklung der europäischen Ebene 
von Staatlichkeit hervorgehoben werden. 

Unter ‚eingebettetem Neoliberalismus‘ fasst van Apeldoorn das 
kompromisshafte Ergebnis des im Zuge des Integrationsschubes 
ausgetragenen Konflikts zwischen einem neoliberalen, einem neo-
merkantilistischen und einem sozialdemokratischen Projekt über 
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die politökonomische Ausrichtung des Integrationsprozesses (van 
Apeldoorn 2001, 82, 74). Er betont damit den Einfluss verschiede-
ner transnationaler sozialer und politischer Kräfte14, die den drei 
Projekten zuzuordnen sind und sich über divergierende Diskurse 
artikulierten (vgl. ebd., 74)15. Das neoliberale Projekt, welches vor 
allem von Teilen des Finanzkapitals und denjenigen europäischen 
Unternehmen vorangetrieben wurde, deren Produktion internatio-
nal organisiert und weltmarktorientiert war, verfolgte eine Agenda 
des freien Marktes  beziehungsweise der Deregulierung sowie der 
Reduktion staatlicher Intervention in die Wirtschaft, inklusive des 
Rückbaus von Wohlfahrtsstaatlichkeit (ebd., 74 - 75, 77). Auch 
wenn dieses Projekt die dominante Richtung des Integrationsschu-
bes vorzugeben vermochte, so musste es hierfür Elemente der an-
deren Projekte mit einbeziehen (van Apeldoorn 2002, 160). Neo-
merkantilistische Widerstände, etwa bezüglich des Schutzes euro-
päischer Ökonomien vor übermäßigem internationalem Wettbe-
werb und sozialdemokratische Ziele zur wohlfahrtsstaatlichen und 
wirtschaftspolitischen Abfederung der Marktintegration fanden in 
gewissem Maße ihren Niederschlag in einem teilweise neuformu-
lierten neoliberalen Projekt und dazugehörigen zentralen Diskur-
sen (vgl. ebd., 75 - 76; 2002, 159). 

‚Eingebetteter Neoliberalismus‘, als „potentially hegemonic pro-
ject“ auf europäischer Ebene, vereint ideologisch einen neolibera-
len Kern („primacy of global market forces and the freedom of 
transnational capital“) mit einer, dem vermeintlich widersprechen-

                                                                    
14 Bei van Apeldoorn sind dies kollektive Akteure beziehungsweise Klassenfrak-
tionen mit je eigenen Interessen und Strategien, verwurzelt in der durch Globa-
lisierungsprozesse restrukturierten europäischen Ökonomie, die v.a. einen 
ideologischen Kampf um Hegemonie im zunehmend transnationalen politi-
schen Raum der EU führen (vgl. 2001, 70, 72 - 73, 76 - 77). 
15 Jeweils „[…] constituting contending responses on the part of these forces to 
the crisis of European capitalism within the context of global capitalist restruc-
turing.” (Ebd.) 
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den, Beibehaltung einer gewissen ‚Einbettung‘16 des Marktes (etwa 
durch Fortführung von Wohlfahrtsstaatlichkeit und Korporatis-
mus) (ebd. 2001, 82 - 83). Die derartige Einbeziehung von Elemen-
ten der rivalisierenden Projekte vollzieht sich letztlich allerdings 
mit deren gleichzeitiger Unterordnung unter die neoliberalen Prio-
ritäten (ebd., 83).  

Eine wichtige Funktion kommt bei dieser Einbeziehung dem 
Konzept der ‚Wettbewerbsfähigkeit‘ zu:  

„this concept enables the articulation of a predominantly neo-
liberal ideology with elements of the alternative ideological 
discourses of the social democratic and the neo-mercantilist 
projects in such a way that their opposition is neutralised.”  
(Ebd. 85)  

‚Wettbewerbsfähigkeit‘, als Herzstück des Projekts des eingebet-
teten Neoliberalismus, wird demnach seit den 1990er Jahren vor 
allem neoliberal ausgedeutet. Das bedeutet, sie orientiert sich in 
erster Linie an den Anforderungen eines deregulierten Weltmark-
tes  - beziehungsweise an der Logik der globalisierten Standortkon-
kurrenz (vgl. ebd. 2002, 172). Es werden jedoch insofern Elemente 
der Wettbewerbsfähigkeits-Diskurse der rivalisierenden Projekte 
integriert, als dass nicht allein der Weg der Deregulierung verfolgt 
wird, sondern ebenso durch staatliche Eingriffe die richtigen Vo-
raussetzungen geschaffen werden sollen (vgl. ebd, 173). Hiermit 
geht etwa die Akzeptanz eines gewissen Maßes an Protektionismus 
(Neomerkantilismus) und die Legitimierung staatlicher Förderun-
gen in den Bereichen Bildung, Forschung und Infrastruktur (Sozi-
aldemokratie) einher (ebd., 172). Das Konzept von  Wettbewerbs-
fähigkeit konnte gerade durch diese integrativen Elemente zu einer 
Art ‚gemeinsamen Nenner‘ der drei Projekte werden und damit zur 
Hegemonie des Neoliberalismus auf europäischer Ebene beitragen.   

                                                                    
16 Beibehaltung von Elementen der ‚Einbettung‘ meint die Beschränkung der 
‚Entbettung‘ des Marktes entsprechend des (neo-)liberalen ‚laissez-faire‘ Ideals 
(van Apeldoorn 2001, 82).  
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Den prägenden Einfluss des Projekts des eingebetteten Neolibe-
ralismus auf die  europäische Ebene von Staatlichkeit sieht van 
Apeldoorn in zentraler Weise durch die strategische Orientierung 
der Kommission vermittelt. Für diese sei die beschriebene Form 
von ‚Wettbewerbsfähigkeit‘ seit Mitte der 1990er Jahre zu einem 
strategischen Hauptpfeiler geworden, wozu in nicht unerheblichem 
Maße der Einfluss des European Roundtable of Industrialists 
(ERT) beigetragen hat (vgl. ebd. 2002, 173ff.). Im Weiteren sei 
‘Wettbewerbsfähigkeit’ zum „unofficial key policy objective of the 
EU“ aufgestiegen (ebd. 2001, 86).  

Zusammenfassend kann mit ‚eingebettetem Neoliberalismus‘ die 
Art und Weise näher bestimmt werden, in der neoliberale Politik 
auf europäischer Ebene im Zuge des Integrationsschubes Fuß fas-
sen konnte. Ein Arrangement mit rivalisierenden Projekten, die in 
etablierten Strukturen europäischer Kapitalismus-Modelle wurzel-
ten, war nötig; letztlich auch die Einbeziehung einiger ihrer Ele-
mente in übergreifende Konzepte wie dem der Wettbewerbsfähig-
keit. Die Herstellung von Hegemonie auf europäischer Ebene, 
ebenso wie die Fortentwicklung europäischer Staatsfunktionen 
verlaufen also auch in dieser Phase stets kompromisshaft. Dieser 
Ansatz liefert somit einen wichtigen zweiten Blickwinkel neben 
dem Konzept des Strukturwandels: Akteure, Diskurse, Strategien 
und Konflikte hinter den Entwicklungen auf europäischer Staats-
ebene rücken in den Fokus. 
 
3.4 Veränderte Rahmenbedingungen für die GAP  

Die vorangegangen Abschnitte sollten aufzeigen, wie der ‚Struk-
turwandel der europäischen Integration‘, das heißt die „strukturelle 
Transformation und strategische Reorientierung der europäischen 
Ebene von Staatlichkeit“ (Ziltener 1999, 200) aus der hier über-
nommenen theoretischen Perspektive zu veränderten Rahmenbe-
dingungen für die GAP geführt haben. Werden die beschriebenen 
Veränderungen auf die GAP zurück bezogen, macht dies erste 
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Schlüsse auf eine Beeinflussung der Richtung der hier untersuch-
ten Reformen möglich.  

Die in Abschnitt 3.1 beschriebene Aufwertung der europäischen 
Ebene von Staatlichkeit durch den Integrationsschub verlief über 
die erhebliche Verschiebung von Staatsfunktionen auf die europäi-
sche Ebene oder über den eher ergänzenden Ausbau von Funktio-
nen auf dieser Ebene. Mit der Vollendung des Binnenmarktes, der 
Etablierung der Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) und 
dem Ausbau europäischer Funktionen wie in den Bereichen For-
schungs- und Technologiepolitik sowie Regionalpolitik wurde so-
mit die vormalige Sonderstellung der GAP (vgl. Abschnitt 2.3) teil-
weise relativiert. Für den Integrationsprozess scheint die gemein-
same Agrarpolitik in dieser Phase an Zentralität eingebüßt zu ha-
ben (vgl. Ludlow 2009, 79).  

Mit dem den Integrationsschub begleitenden ‚Umbau der Integ-
rationsweise‘ wird die Entwicklung der GAP, in Zilteners Konzepti-
on des ‚Strukturwandel der europäischen Integration‘, einbezogen. 
Als Teil der älteren Integrationsweise gerät die GAP im Zuge der 
Herausbildung der neuen ‚wettbewerbsstaatlichen Integrationswei-
se‘ unter Druck, wobei Ziltener hier seine Erwartungen bezüglich 
einer tendenziellen „Zurückstufung“, „Einschränkung“ oder „Um-
gestaltung im Sinne der neuen Integrationsweise“ bestätigt sieht 
(Ziltener 1999, 82, 185 - 186, 197). Der in Abschnitt 2.4 skizzierte 
Reformdruck seit Ende der 1970er Jahre wird somit, aus diesem 
Blickwinkel, durch den ‚Strukturwandel der europäischen Integra-
tion‘ erhöht.  

Die in den vorherigen Abschnitten dargestellten Charakteristika 
der europäischen Ebene von Staatlichkeit in der wettbewerbsstaat-
lichen Integrationsweise verändern in vieler Hinsicht die Rahmen-
bedingungen des Systems der GAP, sodass gleichfalls von einem 
Einfluss auf die Reformrichtung ausgegangen werden kann. Zur 
Stützung und Präzisierung dieser Hypothese können eine Reihe 
von Aspekten herangezogen werden. 

Die Vollendung des Binnenmarktes sorgte zum einen für verän-
derte ökonomische Rahmenbedingungen für den europäischen 
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Agrarsektor. Der zunehmend deregulierte und liberalisierte Bin-
nenmarkt schaffte vor allem Anreize und Möglichkeiten für die 
Lebensmittelindustrie, grenzüberschreitend landwirtschaftliche 
Rohstoff-Lieferanten und Absatzmärkte für ihre Produkte zu nut-
zen (Hennis 2005, S.46). Die im Kontext der Binnenmarktrealisie-
rung aufgetretene neue strategische Orientierung der Kommission 
auf die Schaffung weltmarktkonkurrenzfähiger Unternehmen ist 
hier dementsprechend ebenfalls relevant. In dieser neuen politi-
schen Priorität europäischer Instanzen liegt in dem Maße großes 
Potential für die Beeinflussung des Umbaus der GAP, wie der Ag-
rarsektor zunehmend als Akkumulationssphäre transnationaler 
Unternehmen fungiert (vgl. ebd., 46 - 47).  

Die weiteren Ergebnisse des Integrationsschubes, die monetaris-
tisch umgesetzte Währungsunion und die Weiterentwicklung wett-
bewerbsstaatlich ausgerichteter Forschungs- und Technologie- 
sowie Regionalpolitiken der europäischen Ebene unterstreichen 
zum anderen, dass die in der GAP realisierte Art der staatlichen 
Intervention nicht mehr der dominanten Form und Funktion der 
europäischen Ebene von Staatlichkeit entspricht. Ein versuchter 
‚Umbau‘ im Sinne der neuen Integrationsweise deutet somit auf 
einen Wandel ihrer Funktionsweise und Ausrichtung hin  - der 
Tendenz nach weg von einer umfassenden Regulierung des Mark-
tes, hin zu flexibleren zielgerichteten Förderungen. 

Ebenso widersprechen die genannten Trends im Bereich der In-
teressenvermittlung auf europäischer Ebene der alten Konfigurati-
on der GAP. Die Aufgabe korporatistischer Versuche, die neue 
Offenheit europäischer Instanzen und Verfahren für Lobbying und 
neue Formen direkter Einbeziehung pluraler Interessengruppen 
verbreitern potentiell die Menge relevanter Akteure und Interes-
sengruppen. Vieles deutet hier auf eine Schwächung des Einflusses 
der klassischen Agrarverbände hin, während die ‚neuen transnati-
onalen Kooperationsformen‘ auf einen vergrößerten politischen 
Einfluss von transnationalen Unternehmen verweisen.  

Vor dem Hintergrund der differenzierten Weiterentwicklung ei-
nes europäischen Mehrebenensystems kann auch im Fall der GAP, 
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die bereits eine stark zur europäischen Ebene verschobene Funkti-
onsteilung  charakterisierte (vgl. Abschnitt 2.3), diese Funktionstei-
lung rekonfiguriert werden. Zentraler für die Ausrichtung der Re-
formen erscheint allerdings die Aufwertung internationaler Regime 
wie des GATT (später der WTO) - zumal aus der internationalen 
Handelspolitik kontinuierlicher Druck auf die EU in Richtung Libe-
ralisierung der Agrarmärkte und Abbau von Subventionen wirkt 
(vgl. Robinson 2004, 98). Die hiermit verbundene Tendenz zur 
außenwirtschaftlichen Öffnung in der neuen Integrationsweise hat 
weitreichende Folgen. Die Markt- und Preispolitik innerhalb der 
GAP baute notwendigerweise auf einem starken Protektionismus 
auf. Die Einbeziehung des Handels mit Agrarerzeugnissen in diese 
Entwicklung, wie sie in der Uruguay Runde des GATT (1986 - 
1994) verwirklicht wurde, erforderte insofern eine Veränderung der 
Funktionsweise der GAP in eine marktliberale Richtung (siehe 
Abschnitt 4.1). 

Zusammen genommen schaffen die eben dargestellten Elemente 
der wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise Rahmenbedingun-
gen, welche in eine marktliberale, an den Interessen der europäi-
schen transnationalisierten Agrar- und Lebensmittelindustrie ori-
entierte Reformrichtung für die GAP deuten. Eine derartige neoli-
berale Neuausrichtung sollte allerdings nicht unbeeinflusst durch 
rivalisierende Projekte stattfinden, zumal sich im Zuge des Integra-
tionsschubes ein ‚eingebetteter‘ Neoliberalismus auf europäischer 
Ebene durchsetzte. Die durch den Strukturwandel der europäi-
schen Integration veränderten Rahmenbedingungen dienen also im 
nächsten Schritt dieser Arbeit als zentraler Kontext für den Wandel 
der europäischen Agrarpolitik, welcher sich seinerseits als um-
kämpfter Prozess zwischen verschiedenen Projekten darstellt.   
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4. EUROPÄISCHE AGRARPOLITIK IM POST-FORDISTISCHEN 
ÜBERGANG 

Mit dem in Abschnitt 3 dargestellten Wandel der europäischen 
Ebene von Staatlichkeit in der wettbewerbsstaatlichen Integrati-
onsweise konnte die Veränderung wichtiger Rahmenbedingungen 
für die GAP im Zuge des Integrationsschubes seit den 1980er Jah-
ren dargestellt werden. Die Hypothese, dass der Strukturwandel 
der europäischen Integration eine neoliberale Reformrichtung für 
die GAP befördert, wird im Weiteren, in Anlehnung an Mark Tilzey 
und Clive Potter (2005, 2007), mit dem konfliktorischen Wirken 
rivalisierender Projekte im Feld der Agrarpolitik in Verbindung 
gesetzt. Diese Dynamik steht, aus einer politökonomischen Analy-
seperspektive betrachtet, ebenso in Verbindung mit der globalisie-
rungsvermittelten Restrukturierung des Agrarsektors17  wie auch 
mit neuen Formen der ‚agricultural governance‘ und neuen Mus-
tern staatlicher Eingriffe, die sich seit den 1980er Jahren abzeich-
nen (vgl. Potter / Tilzey 2005, 582).  In der Art, wie hier auf neo-
gramscianische Konzepte van Apeldoorns zurückgegriffen wird, 
gelingt eine sinnvolle Zusammenführung von agrargeographischen 
Einsichten und Erklärungsmodellen der kritischen Integrations-
theorie. Dabei wird der umkämpfte Wandel der GAP als eine zent-

                                                                    
17 Restrukturierung ist ein breit verwendeter Begriff in der agrargeographi-
schen Literatur. Er verweist  auf Veränderungen der Landwirtschaft im Zusam-
menhang mit der, durch Globalisierungsprozesse  vorangetriebenen, Neuord-
nung der gesamten ‚agri-food‘ Industrie (vgl. u.a. Mc Michael 1994). Eine Di-
mension des Begriffes betrifft „the repositioning of local agricultural production 
within the wider food system which is now dominated by international corpora-
tions both upstream and downstream from the farm gate, and within a global 
economy where protectionist trade barriers are gradually dismantled“ (Symes / 
Jansen 1994, 7, cit. Robinson 2004, 61). Prozesse der Konzentration und Diffe-
renzierung in der Landwirtschaft werden aus dieser Perspektive verstärkt bzw. 
vorangetrieben (Munton/Marsden 1991, cit. Robinson 2004, 61). Mit Blick auf 
agrarpolitische Orientierungen innerhalb des Agrarsektors ist dieser Prozess 
insofern ein Hauptfaktor für neue Interessengegensätze (Tilzey / Potter 2005, 
587).  
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rale Facette des post-fordistischen Überganges des europäischen 
Agrarsektors  aufgefasst. 

In diesem Abschnitt soll gezeigt werden, wie es auf EU-Ebene zu 
einer Vereinbarung von marktliberaler Deregulierung und einer 
Weiterführung staatlicher Unterstützung bzw. Intervention bei 
deren tendenzieller Neuausrichtung kam. Hierzu wird zunächst das 
‚neoliberale Projekt‘ in Bezug auf die europäische Agrarpolitik be-
schrieben (siehe Abschnitt 4.1). Diesem starken Einfluss stehen die, 
mit anderen Akteuren und Diskursen verbundenen, Projekte des 
landwirtschaftlichen ‚Neomerkantilismus‘ und der landwirtschaft-
lichen ‚Multifunktionalität‘ entgegen (siehe Abschnitt 4.2). Diese 
sind einerseits als Kräfte hinter Resistenzen, das heißt Wider-
standsfähigkeiten, des alten GAP-Systems und andererseits hinter 
neu-legitimierten Weiterentwicklungen staatlicher Eingriffe und 
Unterstützungen zu sehen und stehen somit für unterschiedliche 
alternative Reformrichtungen. Vor diesem Hintergrund kann 
schließlich das Bild einer kompromisshaften, zweispurigen Politik 
skizziert werden, durch welche eine ebenso polarisierte Entwick-
lung des europäischen Agrarsektors befördert wird (siehe Abschnitt 
4.3). 

Somit soll im Folgenden die Interpretationsfolie für die in Teil 5 
zu analysierenden Reformen vervollständigt werden.  
 
4.1 Marktliberalisierung und neoliberaler Reformdruck  

Von erheblicher Bedeutung waren Entwicklungen, die eine 
marktliberale Reformierung der GAP, orientiert an neoliberale 
Normen, beförderten. Hier werden das seit den späten 1980er Jah-
ren stark vergrößerte Gewicht des GATT (später der WTO) für die 
europäische Agrarpolitik und der vergrößerte Einfluss von Unter-
nehmen der Agrar- und Lebensmittelindustrie mit Orientierung auf 
den Weltmarkt dargestellt. Diese zwei Prozesse stehen ebenso in 
Vermittlung miteinander wie auch mit dem in Teil 3 beschriebenen 
‚Strukturwandel der europäischen Integration‘ und sind grundle-
gend für ein ‚neoliberales Projekt‘ der europäischen Agrarreform. 
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Des Weiteren ist zu zeigen, wie dieses Projekt in eine deregulieren-
de, unternehmensfreundliche und ‚marktproduktivistische‘ (Tilzey 
2000) Richtung für die Landwirtschaft deutet, was sich in einer 
entsprechenden, als neoliberal zu bezeichnenden, Agenda für die 
Reform der GAP manifestiert.  

Mit der erstmaligen weitgehenden Einbeziehung von Agrarpro-
dukten in die Uruguay-Runde des GATT (1986 - 1994) geriet die 
GAP Ende der 1980er Jahre über die internationale Handelspolitik 
unter erheblichen Druck. Forderungen nach einer Öffnung des 
europäischen Agrarmarktes und einem Abbau von Subventionen 
richteten sich gegen die in verschiedenem Maße als ‚handelsverzer-
rend‘ eingestuften staatlichen Eingriffe und Unterstützungen der 
GAP, v.a. im Bereich der Markt- und Preispolitik (Potter / Tilzey 
2005, 588 - 589). Die Verhandlungen, die auf das ‚Agreement on 
Agriculture‘ von 1994 hinführten, brachten neben einer signifikan-
ten Senkung der Zölle die Festlegung auf eine kontinuierliche Re-
duktion der produktionsgebundenen, als stark handelsverzerrend 
eingestuften, Subventionen. Sogenannte ‚entkoppelte‘, nicht pro-
duktionsgebundene und handelsverzerrende Subventionen blieben 
hier ausgenommen und zeigten so den Weg für einen mit den 
GATT-Regeln konformen Umbau des Unterstützungssystems auf 
(vgl. Robinson 2004, 116 - 117). Mit dem Abschluss der Uruguay-
Runde und der Gründung der WTO (1995) verfestigte und verste-
tigte sich der  Druck des internationalen Handelsregimes in diese 
Richtung. Marktliberalisierung, Abbau und / oder Entkoppelung 
von Subventionen  im Agrarbereich wurden seit den 1990er Jahren 
zum Pfad, zu dem sich die EU verpflichtete (Potter / Tilzey 2005, 
593, vgl. Hennis 2005, 49ff.).  

Auf diese Entwicklungen kann das neoliberale Projekt zwar nicht 
reduziert werden, sie bilden aber einen wichtigen Rahmen, in dem 
sich neoliberale Interessen durchsetzen konnten (Potter / Tilzey 
2005, 589). Restrukturierungsprozesse innerhalb des europäischen 
Agrarsektors brachten unterdessen neue Interessenkonstellationen 
hervor18. Hier ansetzend können Teile der neukonfigurierten Ag-
                                                                    
18 Siehe auch Fußnote 17 auf Seite 26. 
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rar- und Lebensmittelindustrie als Hauptproponenten des ‚neolibe-
ralen Projekts‘ identifiziert werden, die ihren Einfluss auf Diskurse 
und Politikgestaltung auf europäischer Ebene erheblich ausbauen 
konnten.  

In erster Linie treten hier weltmarktorientierte Unternehmen 
der Lebensmittelindustrie aus den Bereichen Lebensmittelverar-
beitung, Zwischen- und Einzelhandel hervor. Erstere haben vor 
allem ein Interesse an günstigen landwirtschaftlichen Rohstoffen, 
um international wettbewerbsfähig zu produzieren, für alle drei 
Kategorien gilt indessen ein Interesse an Marktliberalisierung und 
daran, Hindernisse des freien Waren- und Dienstleistungsverkehrs 
abzubauen (vgl. ebd., 587; vgl. Tilzey / Potter 2007, 120). Dies ist 
auch durch ihre Abhängigkeit von sogenanntem ‚intrafirm trade‘, 
das heißt dem unternehmens-internen, aber internationalen Bezie-
hen von Waren und Inputs zu erklären (Josling 2000, cit. ebd.). 
Zusätzlich existieren auch immer mehr landwirtschaftliche Großbe-
triebe, die im restrukturierten Agrarsektor als Input-Abnehmer 
und Rohstofflieferanten eng mit der Agrar- und Lebensmittelin-
dustrie integriert sind. Hier treten neue Interessenkonvergenzen 
auf   (vgl. Potter / Tilzey 2005, 589).  Diese ökonomisch gewichti-
gen Kapitalfraktionen  standen vor allem im Laufe der 1990er Jah-
re entscheidend für eine neoliberale Reformrichtung der GAP ein 
(Tilzey / Potter 2007, 121).  

Die Autoren sehen diese Interessen auf europäischer Ebene vor 
allem bei FoodDrinkEurope 19  (ehemals CIAA), im European 
Roundtable of Industrialists (ERT), aber auch in nationalen Bran-
chenverbänden, wie der britischen Food and Drink Federation 
(FDF),20 organisiert21. Sie vertraten insgesamt eine Agenda in Be-
                                                                    
19 Der langjährige Name, der Mitte 2011 geändert wurde, lautete: Confederation 
of Food and Drink Industries of the EEC (CIAA). 
20 Dem entspricht in der BRD etwa der BVE, welcher in Berlin und Brüssel 
branchenübergreifend die Interessen der deutschen Lebensmittelindustrie 
vertritt. Webseite: http://www.bve-online.de/  
21  ERT: Mitgliedschaften von u.a. Nestlé, Unilever, Danone, Carlsberg; Food 
Drink Europe/CIAA: Mitgliedschaften u.a. Coca Cola Europe, Heiniken, Heinz, 
Interbrew, Kellogs Europe, Kraft Foods; FDF: Mitgliedschaften u.a. Cadbury, 
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zug auf die GAP, welche den Abbau staatlicher Unterstützung und 
Eingriffe zu Gunsten größerer Weltmarktintegration forderte. Die 
angestrebte Wettbewerbsfähigkeit auf dem Binnenmarkt und auf 
internationalen Märkten erforderte in Bezug auf die Regulierung 
des Landwirtschaftssektors, dessen Marktorientierung zu stärken 
ebenso wie dessen stärkere Ausrichtung auf: 

„satisfying requirements with regard to productivity and 
competitiveness in the production of agricultural raw materi-
al, with a view to responding to industry supply needs at pric-
es that allow being competitive on  an international and in-
ternal scale.” (CIAA 2002, cit. Potter/Tilzey 2005, 590) 

Mit dieser Agenda stellt das neoliberale Projekt einen erhebli-
chen Angriff auf den bis Anfang der 1990er Jahre fest etablierten, 
in der GAP organisierten,  Modus staatlicher Intervention in den 
Agrarsektor dar: Sie bedeutet die Infragestellung des ‚state as-
sistance‘ Paradigmas (siehe Abschnitt 2.1), zumal Landwirtschaft 
zunehmend als „simply another entrepreneurial activity“ in der 
globalen Ökonomie platziert wird (Tilzey / Potter 2007, 124). Sie 
weist zugleich in Richtung einer Erneuerung des produktivistischen 
Regimes als ‚Marktproduktivismus‘, in dem fortan der freie Markt 
als Triebfeder der räumlich konzentriert fortgesetzten Industriali-
sierung gegenüber staatlicher Steuerung überwiegt (vgl. Tilzey 
2000, 289; vgl. Potter / Tilzey 2005, 587).   

Inwieweit diese Agenda wirksam wurde, ist letztlich an den in 
Teil 5 analysierten Reformen zu zeigen. Zuvor sind jedoch weitere 
Teile der Konzeption von Potter und Tilzey darzulegen, nach denen 
das neoliberale Projekt in Europa auf erheblichen Widerstand sei-
tens rivalisierender Projekte trifft (Abschnitt 4.2).    

Vorab bleibt jedoch festzuhalten, dass die Durchsetzungsfähig-
keit des neoliberalen Projekts auf die Ausgestaltung der GAP, von 
den Rahmenbedingungen der wettbewerbsstaatlichen Integrati-
onsweise befördert wird. Hierfür sprechen, wie in Abschnitt 3.4 

                                                                                                                                     
Cargill plc, Northern Foods, Mac Dougall United biscuits (Potter / Tilzey 2005, 
597).  
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angedeutet, etwa die  neue strategische Selektivität der europäi-
schen Ebene von Staatlichkeit, durch den die Akteure dieses Pro-
jekts an Einfluss gewinnen; ebenso der allgemeine Trend zur Libe-
ralisierung und Deregulierung sowie die zentrale strategische Ori-
entierung europäischer Instanzen auf die Förderung global wett-
bewerbsfähiger Unternehmen. Hinzu kommt die Kohärenz mit der 
beschriebenen Stoßrichtung des internationalen Handelsregimes. 
Insofern ist das neoliberale Projekt in Bezug auf die europäische 
Agrarpolitik vielfach verknüpft mit dem Wandel europäischer 
Staatlichkeit, als Teil des post-fordistischen Übergangs in Europa, 
und kann vor diesem Hintergrund als potentiell dominant angese-
hen werden (vgl. ebd., 586, 588).  
 
4.2 Resistenzen und Re-Legitimierung staatlicher Unterstüt-

zung   

Der Umbau der GAP verlief bei weitem nicht linear entspre-
chend der Agenda des neoliberalen Projekts. In der hier übernom-
menen Konzeption wird dies durch den Widerstand und die Rivali-
tät anderer Projekte für die europäische Agrarpolitik erklärt.  

In direkter Opposition gegen das eben umrissene neoliberale 
Projekt positionieren sich Akteure und Diskurse, welche einem 
Projekt landwirtschaftlicher ‚Multikfunktionalität‘ 22  zugeordnet 
werden können (Potter / Tilzey 2005, 590). Die Opposition grün-
det zum einen auf der Ablehnung von Marktliberalisierung  und 
dem Rückbau staatlicher Unterstützung seitens kleinerer und ‚bäu-
erlicher‘ Betriebe, welche durch diesen Trend ihre Existenz bedroht 
sehen; zum anderen erwächst sie aus der verstärkten öffentlichen 
Kritik an den negativen Umweltauswirkungen produktivistischer 

                                                                    
22  Bei Potter / Tilzey genauer als „‘strong‘ multifunctionality“ benannt, womit 
eine Abgrenzung gegenüber Adaptionen des Multifunktionalitätskonzepts in 
anderen Diskursen beabsichtigt wird. (vgl. Potter / Tilzey 2005, 592). Der Be-
griff ‚Multifunktionalität‘ fasst seit den 1990er Jahren sowohl in politischen wie 
auch in wissenschaftlichen Debatten Fuß, wobei die Verwendungsweisen zum 
Teil stark divergieren (für Übersicht u. Kritik siehe Wilson 2007, 4ff.).     
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Landwirtschaft seit Ende der 1980er Jahre (ebd.). Somit vereint 
dieses Projekt bestimmte landwirtschaftliche Interessengruppen 
mit Umweltverbänden und NGOs. Auf europäischer Ebene tritt vor 
allem die Coordination Européenne Via Campesina23 als Zusam-
menschluss von 25 europäischen Agrarverbänden wie etwa der 
deutschen Arbeitsgemeinschaft für bäuerliche Landwirtschaft 
(AbL) auf (ebd.). ‚Multifunktionalität‘ steht in diesem Kontext in-
dessen für die gemeinsame politische Agenda der Beibehaltung und 
Neuausrichtung staatlicher Unterstützung für die Landwirtschaft, 
womit zunächst auf eine Verteidigung der wohlfahrtsstaatlichen 
Funktionen der GAP abgezielt wird. Deren Legitimation wird in 
diesem Diskurs allerdings neben der sozioökonomisch besonderen 
Rolle über die landschaftsgestaltenden und ökologischen Funktio-
nen einer kleinstrukturierten, nachhaltig produzierenden Land-
wirtschaft hergestellt (vgl. ebd., 590 - 591; Tilzey / Potter 2008, 
45). Zentral ist hier vor allem auch das Argument der Vereinbarkeit 
– oder sogar gegenseitiger Bedingtheit – von landwirtschaftlicher 
Nutzung und Umweltschutz in den europäischen Kulturlandschaf-
ten (vgl. ebd., 591). Insofern zeichnet landwirtschaftliche Multi-
funktionalität ein alternatives Leitbild zum neoliberalen Marktpro-
duktivismus, zumal die hier vertretene Idee von Nachhaltigkeit 
eine (mal mehr, mal weniger deutliche) Umgestaltung sozialer 
Verhältnisse, oder von Marktbeziehungen, sowie eine stärkere 
Förderung öffentlicher Güter beinhaltet (Tilzey / Potter 2007, 122). 
Damit weist dieses Projekt zugleich auf politisch-diskursiver Ebene 
die stärkste Argumentation für eine ‚post-produktivistische‘ Land-
wirtschaft24 auf.  

                                                                    
23 Bis zum Anschluss an die internationale KleinbäuerInnen Bewegungsorgani-
sation La Via Campesina im Jahr 2008, existierte sie unter dem Namen Coordi-
nation Paysanne Européenne (CPE). 
24 Wilson skizziert die umfangreiche ‚Post-Produktivismus‘-Debatte wie folgt: 
„for advanced economies, post-productivist agriculture has been characterised 
by: a reduction in the intensity of farming through extensification, diversifica-
tion and dispersion of agricultural production; an associated move away from 
agricultural production to ‘consumption’ of the countryside […], farming tech-
niques in the post-productivist era are seen to be more in tune with environ-
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Als politische Stoßrichtung für die Reform der GAP steht dieses 
Projekt also für die Ablehnung von Liberalisierung, die Beibehal-
tung staatlicher Subventionen und deren Neuausrichtung auf ver-
besserte Bedingungen für Kleinbetriebe und nachhaltige Landwirt-
schaft, die Förderung von Agrar-Umweltmaßnahmen und die Be-
reitstellung anderer öffentlicher Güter (vgl. ebd.).  

Noch einflussreicher war allerdings das in den Strukturen der 
GAP stark verankerte Projekt des landwirtschaftlichen Neomerkan-
tilismus. Auch den hier hauptsächlich vertretenen Interessen mit-
telgroßer landwirtschaftlicher Betriebe widerspricht die neoliberale 
Marktliberalisierung und Deregulierung in erheblichem Maße, 
zumal sie in ihrer ökonomischen Rentabilität regelmäßig auf staat-
liche Eingriffe wie Preisstützungen (später Kompensationszahlun-
gen) oder Exportsubventionen angewiesen blieben (Potter / Tilzey 
2005, 591). Vom Standpunkt des landwirtschaftlichen Neomerkan-
tilismus her bleibt die zentrale Aufgabe der Agrarpolitik die Absi-
cherung von Exportpotenzialen und Produktionskapazitäten der 
europäischen Betriebe und Industrien (ebd.). Der in der GAP bis 
1992 realisierte, politisch gesteuerte Produktivismus mit protektio-
nistischer Absicherung bildet somit den positiven Bezugspunkt.  

Die Orientierungen dieses Projekts  charakterisieren laut Tilzey 
und Potter die zentralen Positionen der wichtigsten nationalen 
Agrarverbände, die auf europäischer Ebene im ‚Comité des Organi-
sations Professionelles Agricoles‘ (COPA) zusammengeschlossen 
sind. Ihre durch die lang etablierte feste Einbindung nicht uner-
hebliche Einflussnahme auf die Ausgestaltung der GAP-Reformen 
ist entsprechend vor allem defensiv: Die Verteidigung des Unter-
stützungssystems aus Marktordnungen stand im Zentrum der 
Aufmerksamkeit von COPA; der Schritt der Entkoppelung wurde 
prinzipiell abgelehnt und nur soweit mitgetragen, wie eine zur 
GATT / WTO-konforme Ausgestaltung dies notwendig machte 
(ebd.). Zur Legitimierung dieser Ziele wird seitens des neomerkan-
tilistischen Projektes, etwa von COPA, ebenfalls eine abgeschwäch-

                                                                                                                                     
mental protection through reduced application (or total abandonment) of ex-
ternal inputs (e.g. organic farming.)” (2007, 3-4). 
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te Version des Konzepts der landwirtschaftlichen Multifunktionali-
tät adaptiert. Nach diesem Verständnis ist Multifunktionalität in 
Europa jedoch schon per se gegeben und kann somit eine Sonder-
stellung europäischer Subventionen in der internationalen Han-
delspolitik begründen. Damit wird für die europäische Landwirt-
schaft und Agrarpolitik jedoch keine Umorientierung vom produk-
tivistischen Produktionsmodell verfolgt, sondern die staatliche 
Absicherung der Wettbewerbsfähigkeit auf  dem Binnen- und 
Weltmarkt verteidigt (vgl. ebd., 592). 

Zusammenfassend wurde, wie mit den zwei dargestellten rivali-
sierenden Projekten gezeigt wurde, Widerstand gegen das neolibe-
rale Projekt in Bezug auf die europäische Agrarpolitik von weiten 
Teilen der landwirtschaftlichen Interessenvertretungen, aber auch 
von anderen gesellschaftlichen Kräften getragen. Landwirtschaftli-
che Multifunktionalität und Neomerkantilismus wirken auf euro-
päischer Ebene teilweise durch eine starke institutionelle Einbin-
dung und über die Gestaltung zentraler öffentlicher Diskurse für 
die Beibehaltung staatlicher Unterstützungen für die Landwirt-
schaft. Unter den stark veränderten Rahmenbedingungen der GAP 
seit Ende der 1980er Jahre gewinnen dabei neue Legitimationen 
wie die wieder entdeckte Multifunktionalität von Landwirtschaft an 
Gewicht und schaffen so auch Raum für veränderte Ausrichtungen 
staatlicher Eingriffe.  
 
4.3 ‚Polarisierung‘ der Agrarpolitik  

Im Zusammenhang mit diesen drei unterschiedlichen Projekten 
kann die Entwicklung der europäischen Agrarpolitik seit den 
1980er Jahren als deren kompromisshaftes Ergebnis verstanden 
werden. Die GAP in der ‚wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise‘ 
ist, wie oben dargestellt wurde, dominanten Entwicklungen der 
europäischen Ebene von Staatlichkeit ausgesetzt, durch welche ein 
potentiell dominantes neoliberales Projekt begünstigt wird. Dem 
‚eingebetteten‘ Charakter des europäischen Neoliberalismus ent-
sprechend, findet jedoch eine Artikulation mit den rivalisierenden 
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Projekten des Neomerkantilismus und der landwirtschaftlichen 
Multifunktionalität statt. Der Interpretation von Tilzey und Potter 
weiter folgend, kommt es zu einer Vereinbarung im Rahmen einer 
zweispurigen oder polarisierten Agrarpolitik, welche divergierende 
Entwicklungswege im europäischen Agrarsektor widerspiegelt 
(2005). In diesem Abschnitt werden die Grundzüge dieser Neuaus-
richtung skizziert und interpretiert.  

Der politische Kurs, der dem Umbau und der Neuausrichtung 
der GAP zu Grunde liegt, ist durch den Versuch geprägt „to reconci-
le neoliberal imperatives with a continued commitment to state 
assistance in various forms” (Potter / Tilzey 2005, 592). So wurde 
auf der einen Seite die Anpassung an die Anforderungen des inter-
nationalen Handelsregimes vorangetrieben, welches (spätestens) 
seit 1994 eine Liberalisierung der Agrarmärkte auch im Interesse 
des europäischen, exportorientierten Agrarsektors bewirkte (siehe 
Abschnitt 4.1). Dies bedeutete den  Rück- beziehungsweise GATT-
konformen Umbau des Unterstützungssystems für die Landwirt-
schaft (siehe Abschnitt 5.2.1). Er kam ebenso den Interessen der 
global orientierten Agrar- und Lebensmittelindustrie entgegen; 
zumal vor allem sie es sind, die von einhergehenden niedrigeren 
Preisen und stärker ‚marktorientierten‘ Produzenten profitieren 
(vgl. ebd., 593; Hennis 2005, 46 - 47). Auf der anderen Seite konn-
ten sich auch Belange der rivalisierenden Projekte durchsetzen, 
insoweit als dass im Rahmen der GAP weiterhin in erheblichem 
Maße in den Agrarsektor eingegriffen wird. Hierbei kennzeichnete 
zunächst eine erhebliche Trägheit den Rückbau der alten Struktu-
ren wie Marktordnungen, zudem wurden neue Subventionsinstru-
mente aber auch den veränderten Rahmenbedingungen angepasst 
(siehe Abschnitt 5.2.2). Dem beschriebenen Kurs der Entkoppelung 
stehen so etwa Trends des „recoupling […] to agri-environmental 
and rural development outputs“ gegenüber (ebd., 594). Dabei dient 
eine weitgefasste ‚Multifunktionalität‘ von Landwirtschaft zuneh-
mend als Legitimation und teilweise als neues Leitbild (vgl. ebd.).  

Als Ergebnis der versuchten Vereinbarung der verschiedenen 
Projekte wird die GAP zunehmend durch einen „emergent dualism 
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in policy strategy“ bestimmt (Tilzey / Potter 2007, 116). Dies be-
deutet, dass der Umbau der GAP nicht unilinear verläuft, sondern 
dass durch die Reformen zunehmend der regulative Rahmen für 
die divergierende Entwicklung verschiedener Teilsektoren im Agr-
arbereich geschaffen wird. Auf der einen Seite schafft sie Bedin-
gungen für eine kapitalintensive, großmaßstäbige Landwirtschaft, 
die eng mit der Agrar- und Lebensmittelindustrie integriert ist und 
insofern die produktive Basis des auf globale Wettbewerbsfähigkeit 
ausgerichteten agro-industriellen Sektors darstellt. Für einen er-
heblichen Teil des Agrarsektors wirkt die Strategie also in eine 
marktproduktivistische Richtung. Auf der anderen Seite werden für 
die in diesem Prozess marginalisierten Betriebe Anreize geschaffen, 
Landwirtschaft mit Aktivitäten zum Umweltschutz oder zur ‚ländli-
chen Entwicklung‘ zu verbinden und insofern stärker ‚multifunkti-
onal‘ zu wirken. In diesem Bereich wird insofern für einen Teil des 
Sektors soziale Absicherung weiter verfolgt und mit der Förderung 
post-produktivistischer Landwirtschaft verknüpft (vgl. Potter / 
Tilzey 2005, 593 - 594; Tilzey / Potter 2007, 122 - 124).  

Diese Dualität der politischen Regulierung wird im Zuge des Re-
formprozesses seit 1992 zu einem entscheidenden Faktor für die 
Entwicklung des Agrarsektors und ländlicher Räume in Europa. 
Vor dem Hintergrund des post-fordistischen Überganges spiegelt 
die entstehende Konfiguration der GAP insofern:  

„an attempt to construct an increasingly internationalized 
(neoliberal) regime of accumulation in the agro-food sector 
whilst constructing a wider socio-environmental and regional-
ly modulated mode of regulation both to legitimate this strat-
egy and to appease opposing interests groups.” (Tilzey / Pot-
ter 2007, 123 - 124)  

Insoweit für die europäische Agrarpolitik von einer neoliberalen 
Neuausrichtung gesprochen werden soll, ist deren umkämpfte, 
kompromisshafte, eingebettete Form nicht außer Acht zu lassen 
(vgl. ebd., 125). Als Teil der europäischen Ebene von Staatlichkeit 
gestaltet sich der Umbau der GAP im Übergang zur neuen Integra-
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tionsweise als ein zum Teil komplementärer, zum Teil wider-
sprüchlicher Prozess.  
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5.   DIE REFORMEN DER GAP, 1992 - 2008 

Die in den vorherigen zwei Teilen dargestellte Entwicklung des 
europäischen Integrationsprozesses seit den 1980er Jahren, als 
Wandel der europäischen Ebene von Staatlichkeit, und die um 
agrargeographische Elemente angereicherte politökonomische 
Perspektive auf den Wandel der Agrarpolitik, interpretiert als As-
pekt eines umkämpften post-fordistischen Überganges, bilden den 
Hintergrund, vor dem die Reformen der GAP analysiert werden 
sollen. Damit wird die eingangs entwickelte Fragestellung nach 
dem Zusammenhang zwischen der Herausbildung einer neuen 
Integrationsweise im Zuge des Integrationsschubes und des Um-
baus der GAP im Folgenden weiter verfolgt. Wie werden diese Ver-
schiebungen und konfliktiven Konstellationen konkret in den vier 
Reformen des Untersuchungszeitraumes von 1992 bis 2008 abge-
bildet?  

Hierfür werden zunächst in Kürze die behandelten Reformen 
der GAP dargestellt (Abschnitt 5.1). Im Anschluss wird eine Analy-
se anhand des Wandels des Unterstützungssystems für die Land-
wirtschaft aus der eben genannten Perspektive versucht (Abschnitt 
5.2).  
 
5.1 Die Reformen im Überblick  

Die folgende Darstellung orientiert sich an der Einschätzung 
von, aus der Perspektive der Policy-Analyse schreibenden AutorIn-
nen, wonach die behandelten Reformen entlang eines relativ kon-
sistenten Reformpfades verliefen (Burrel 2009, 271; vgl. Garzon 
2006, 51). Die Darstellung beansprucht dabei keine Vollständig-
keit.  
 
5.1.1   1992: ‚MacSharry-Reform‘ 

Mit der 1992er Reform wurde der erste Schritt weg von einem 
Unterstützungssystem, welches auf Preisstützung aufbaute, in 



47 

Schaubild 1: ‘MacSharry‘-Reform, 1992 

• Reduktion des Stützpreises bei Getreide um 29% mit Kom-
pensationszahlungen bei Flächenstilllegung von 15% der 
Ackerfläche als Direktzahlungen an die Betriebe  

• Reduktion des Stützpreises für Rindfleisch um 15% mit 
Kompensationszahlungen  

• Reduktion der Stützpreise für Ölsaat- und Proteinpflanzen  
• Verpflichtende Flächenstilllegung als Instrument zur Pro-

duktionsverringerung eingeführt 
• Ausbau begleitender Agrar-Umweltmaßnahmen 
• Ausbau der Strukturpolitik     
• Budget: ‘general agricultural guideline’ (bereits 1988 verab-

schiedet) bestätigt 

 (eigene Darstellung, nach Garzon 2006, S. 185-191) 

Richtung von Unterstützung durch Direktzahlungen an landwirt-
schaftliche Betriebe gemacht (vgl. Rieger 2005, 177; Hennis 2005, 
50).  

Durch die Kombination von Preissenkungen, Anreizen (und 
teilweise Verpflichtungen) zu Flächenstilllegungen und Kompensa-
tionszahlungen kam es erstmals zu einer teilweisen Entkoppelung 
von Produktion und Unterstützungszahlungen. Als kompensatori-
sche Direktzahlungen erhielten letztere eine mit den GATT-Regeln 
kompatible, nicht handelsverzerrende Form (vgl. Fouillieux 2010, 
345). Die Preissenkungen waren zudem eine erste Annäherung an 
die Weltmarktpreise; mit der Getreide- und Rindfleischproduktion 

wurde dabei in Sektoren, die am stärksten von internationalem 
Wettbewerb betroffen waren, “ der Anfang gemacht (Garzon 2006, 
52). Auch wenn nur für wenige Produkte umgesetzt, so war in die-
sen Änderungen im Unterstützungssystem doch bereits die Stoß-
richtung für die nachfolgenden  Reformen angelegt (vgl. Mo-
yer/Josling 2002, 107). 

Mit der Reform waren indessen noch verschiedene andere Ziele 
verbunden. So sollten etwa die zunehmend als Problem verstande-
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ne Überproduktion und die steigenden Kosten der Markt- und 
Preispolitik reduziert, respektive eingedämmt werden (vgl. Hennis 
2005, 50; Garzon 2006, 44) 

Die ebenfalls im Rahmen der MacSharry-Reform eingeführten, 
beziehungsweise erweiterten Agrar-Umwelt- und strukturpoliti-
schen Maßnahmen behielten einen relativ begrenzten Umfang, 
wurden aber dennoch insgesamt aufgewertet und bildeten den 
„foundation stone for the ‚second pillar‘ of rural development policy 
in the CAP“ (Europäische Kommission 1998, cit. Burrel 2009, 273).  
 
5.1.2   1999: Agenda 2000 

Die Reformen der GAP im Rahmen des ‚Agenda 2000‘-
Programmes25 knüpften in vieler Hinsicht an die Reformrichtung 
von 1992 an, brachten jedoch auch einige entscheidende Neuerun-
gen.   

Weitere Preissenkungen für Getreide, Rindfleisch und Milch, 
verbunden mit partieller Kompensation durch Direktzahlungen, 
setzten die begonnene Umstellung des Unterstützungssystems, den 
Rückbau der Markt- und Preispolitik, die Anpassung an die Welt-
marktpreise und die Entkoppelung der Subventionen von der Pro-
duktion fort (vgl. Robinson 2004, 105; Moyer/Josling 2002, 
193ff.).   

                                                                    
25Das Agenda 2000-Programm betraf auch andere Bereiche der Gemein-
schaftspolitik der EU, so vor allem die Strukturpolitik. Weitere wesentliche 
Änderungen betrafen die Aufstellung des EU-Haushalts und die Vorbereitung 
der Erweiterungsrunde von 2004.  
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Schaubild 2: Agenda 2000 Reform, 1999 

• Reduktion des Stützpreises bei Getreide um weitere 15% 
mit Kompensationszahlungen lediglich zur Hälfte; weitere 
Reduktion bei Rindfleisch um 20% mit teilweise Kompensa-
tion durch Direktzahlungen; Reduktion bei Milch um 15% 
(ab 2005/06) 

• Abschaffung von Interventionskäufen bei Rindfleisch  
• Deckelung der Ausgaben für Markt- und Preispolitik bei 

40,5 Mrd. € 
• Neue Ziele: Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit euro-

päischer Landwirtschaft auf Binnenmarkt und internationale 
Märkten; Integration von Umweltzielen und Entwicklung 
des Beitrages durch Landwirtschaft (‚countryside ste-
wardship‘); Schaffung alternativer Einkommensquellen für 
landwirtschaftliche Bevölkerung; Beitrag zur wirtschaftli-
chen Kohäsion innerhalb der EU; Gewährleistung von Le-
bensmittelsicherheit 

• ‚Cross-Compliance‘ eingeführt: Direktzahlungen werden 
abhängig gemacht von Umweltkriterien (Umsetzung durch 
Mitgliedsstaaten) 

• Modulation: Mitgliedsstaaten können Direktzahlungen z.T. 
von sozioökonomischen  Kriterien abhängig machen  

• Erheblicher Ausbau der Strukturpolitik, der Agrar-Umwelt-
Maßnahmen und Zusammenführung zu einheitlicher ‚Rural 
Development Regulation‘ 

 

(eigene Darstellung, nach Garzon 2006, S. 185 - 191, 44 - 47)  

 

Mit der ‚Cross-Compliance‘-Regelung wurden die Direktzahlun-
gen erstmals an die Einhaltung von national definierbaren Um-
weltstandards gebunden. Bei Nichteinhaltung bestand damit die 
Möglichkeit von  Reduktionen oder gänzlichen Streichungen. Da-
mit erhielten die Unterstützungszahlungen einen stärker steuern-

den Einfluss auf die landwirtschaftliche Produktion (vgl. Hennis 
2005, 62 - 63). Ähnliches gilt für das Instrument der ‚Modulation‘ 
(siehe Schaubild 2). An den beiden Neuerungen zeigt sich zudem 
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ein gewisser Trend zur Dezentralisierung beziehungsweise Renati-
onalisierung der Regulierung (vgl. Rieger 2005, 174 - 175).  

Die Agenda 2000 führte zur Etablierung der sogenannten ‚2. 
Säule‘26 innerhalb der GAP und brachte damit eine deutliche Auf-
wertung einer ‚Politik für ländliche Entwicklung‘ mit sich. In die-
sem Rahmen werden strukturelle Unterstützungen für die Land-
wirtschaft ausgeweitet und mit anderen Zielen wie Umweltschutz, 
Einkommensdiversifizierung und Verbesserung der ländlichen 
Infrastruktur verknüpft (vgl. Hennis 2005, 62). Vom finanziellen 
Umfang her blieb die zweite Säule jedoch bei unter 10 Prozent der 
Gesamtausgaben (vgl. Robinson 2004, 107). 

Die neu definierten politischen Ziele (siehe Schaubild 2) bilden 
diese in verschiedene Richtungen weisenden neuen Schwerpunkt-
setzungen der reformierten GAP ab. Das Ersetzen der alten priori-
tären Ziele der Produktivitätssteigerung und Marktstabilisierung 
durch die neuen Ziele Wettbewerbsfähigkeit, Umweltverträglich-
keit und Elemente ländlicher Entwicklung verweist auf eine sich 
festigende Neuausrichtung der Agrarpolitik. Gleichzeitig blieb das 
alte Ziel der Einkommenssicherung für die landwirtschaftliche 
Bevölkerung als einziges bestehen.  
 
5.1.3   2003: ‚Fischler II‘-Reform (Mid-Term Review) 

Die Fischler II-Reform bezog sich auf die Ziele der Agenda 2000 
und führte den begonnenen Umbau der GAP in konsequenter Wei-
se fort (siehe Schaubild 3).  

 

                                                                    
26 Das System aus Marktordnungen und Direktzahlungen wird als ‚1. Säule‘ 
zusammengefasst.  
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Schaubild 3: ‚Fischler II‘ Reform (Mid-Term Review) 2003 

• Preissenkungen bei Butter und Reis  (-50%), Beschrän-
kung der Interventionskäufe 

• Übergang zu entkoppelten Direktzahlungen bei Milchpro-
dukten, Reis, Hartweizen, Roggen, Nüssen, Kartoffeln, Oli-
venöl, Baumwolle, Tabak, Zucker (2005), Obst und Gemü-
se (2007), Wein (2008) 

• Einführung der einheitlichen Betriebsprämie als Ersatz für 
produktbezogene Direktzahlungen; nicht mehr gebunden 
an Produktion, sondern orientiert an vorherigen Bezügen  

• ‚Cross-Compliance‘ verpflichtend, entsprechend 18 EU-
Richtlinien zu v.a. Umweltschutz, Lebensmittelsicherheit, 
Tierschutz, guter landwirtschaftlicher Praxis 

• Modulation verpflichtend: Reduktion der Direktzahlungen 
um 5% jährlich, Verschiebung in 2. Säule  

• Deckelung der Ausgaben von Markt- und Preispolitik u. 
Direktzahlungen (1. Säule) auf 45,5 Mrd. (nach EU-
Erweiterung) 

• Ausbau der Politik zur Entwicklung des ländlichen Raumes 
(2. Säule), v.a. Agrar-Umwelt Maßnahmen, Ergänzung um 
Lebensmittelsicherheit  
 

(eigene Darstellung, nach Garzon 2006, S. 185-191, 48-51)  

 

Neben weiteren Preissenkungen waren die Ausweitung und die 
weitgehende Entkoppelung der produktbezogenen Direktzahlun-
gen sowie ihre Zusammenfassung in eine einheitliche Betriebsprä-

mi27 das Kernstück der Reform. Die Weiterentwicklung von ‚Cross-
Compliance‘ zu einer verpflichtenden Regelung verstärkte die Bin-
dung der Unterstützungszahlungen an den Umweltschutz sowie 
jetzt auch an die Lebensmittelqualität betreffende Ziele, welche 
fortan zudem auf EU-Ebene formuliert wurden.  

                                                                    
27 Auch bei der Betriebsprämie handelt es sich um eine Form von Direktzah-
lung.  
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Die weitgehende Entkoppelung ermöglichte auch die angestreb-
te Kontrolle der Ausgabenentwicklung für den Bereich der Markt-
ordnungen und Direktzahlungen (Rieger 2005, 178); eine erneute 
Deckelung der Ausgaben sicherte dies ab.  

Die Maßnahmen unter der 2. Säule wurden weiter ausgeweitet. 
Ihre weiter gewachsene Bedeutung drückt sich auch in den per 
Modulation verschobenen Finanzmitteln aus. Damit gewann die 
Politik für ländliche Entwicklung also weiter verhältnismäßig an 
Bedeutung für landwirtschaftliche Betriebe und ländliche Räume.  
 
5.1.4   2008: ‚Health Check‘-Reform 

Auch die zuletzt durchgeführte Reform folgte dem eingeschlage-
nen Pfad (siehe Schaubild 4) und war vor allem mit den Absichten 
verbunden, die Marktorientierung der Landwirtschaft weiter zu 
verstärken, eine effizientere Verteilung der Unterstützungen zu 
erreichen und die GAP mit umfassenderer Umweltpolitik zu integ-
rieren (vgl. Fouilleux 2010, 352). 

Die größte Verschiebung finanzieller Mittel fand durch eine wei-
tere Reduktion der Direktzahlungen per ‚Modulation‘ statt. Damit 
wurde die Expansion der Maßnahmen unter der 2. Säule  der GAP 
fortgeführt. Durch die Bindung der transferierten Mittel an Maß-
nahmen in Bereichen wie Klimaschutz und Ausbau erneuerbarer 
Energien wurden Funktionen integriert, die über bisherige Agrar-
Umweltpolitiken hinausgingen.  
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Schaubild 4: ‚Health Check‘ Reform, 2008 

• Weitere Reduktion von Direktzahlungen um 10% jährlich, Ver-
schiebung in 2. Säule (Modulation) für Maßnahmen in Bereichen 
Klimawandel, erneuerbare Energien, Wassermanagement und 
Erhaltung der biologischen Vielfalt (Umsetzung durch Mitglieds-
staaten) 

• Weitere Entkoppelungen von Direktzahlungen, wo Mitgliedsstaa-
ten teilweise Koppelung an Produktion beibehalten hatten  

• ‚Cross Compliance‘ erweitert um weitere Kriterien, z.B. Wasser-
management 

• Reduktion bzw. Abschaffung von Interventionsmaßnahmen bei 
verschiedenen Produkten (z.B. Schweinefleisch) 

• Abschaffung der Milchquote bis 2015 
• Abschaffung verpflichtender Flächenstilllegung  

 

(eigene Darstellung, nach Europäische Kommission 2008, 2009)  

 

Mit der Milchquote28 und der obligatorischen Flächenstillegung 
wurden zwei zentrale Instrumente zur Produktionsbeschränkung 
abgeschafft und damit ein prominentes Ziel der 1980er und 90er 
Jahre revidiert (vgl. ebd., 342 - 343, 353). 
 
5.1.5 Zusammenfassung  

Zusammenfassend können für den Verlauf der Reformen die 
folgenden zentralen Entwicklungen innerhalb der GAP herausge-
stellt werden: 

1. Sukzessiver Rückbau der Markt- und Preispolitik sowie 
dazugehöriger Interventionsmechanismen als vormali-
gem Kernelement der GAP, der mit der Liberalisierung 
der europäischen Agrarmärkte und der Annäherung 
landwirtschaftlicher Preise an das Weltmarktniveau ver-
bunden war; 

                                                                    
28 Die Quotenregelung für Milcherzeugnisse war bereits 1984, also vor der 
MacSharry-Reform, eingeführt worden (Robinson 2004, 103). 
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2. Einführung von entkoppelten Direktzahlungen an land-
wirtschaftliche Betriebe, welche zunehmend an den Um-
weltschutz betreffende oder andere Kriterien geknüpft 
sind; 

3. Etablierung einer Politik für ländliche Entwicklung und 
deren stetiger Ausbau in finanziellem Umfang und 
Reichweite;  

4. Verschiedene Schritte, die Budgetentwicklung für die Ag-
rarpolitik zu kontrollieren und die Ausgaben tendenziell 
zu reduzieren. 

 
5.2 Systemwechsel im Unterstützungssystem: Von der 

Markt- und Preispolitik zu (entkoppelten) Direktzah-
lungen 

Die Veränderungen der über die GAP organisierten Subventio-
nen für landwirtschaftliche Betriebe stellen einen Ausschnitt der 
Reformen seit 1992 dar, der klare Bezüge zu den in Teil 3 und 4 
beschriebenen Entwicklungen aufweist. 

In dem über die Reformen verfolgbaren Prozess des Rückbaus 
der Marktordnungen und deren teilweisen Ersatz durch Direktzah-
lungen äußern sich viele Aspekte des oben (siehe Abschnitt 4.3) 
beschriebenen kompromisshaften, ‚eingebettet-neoliberalen‘ Kur-
ses in der europäischen Agrarpolitik. Wie im Folgenden gezeigt 
wird, steht der Prozess insofern ebenso in Verbindung mit der Her-
ausbildung der wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise wie mit 
den rivalisierenden Projekten im post-fordistischen Übergang des 
Agrarsektors. 

Die Neugestaltung der Instrumente des Unterstützungssystems 
berührt sich auch mit vielen anderen Veränderungen durch die 
Reformen, so etwa mit dem Ausbau der Politik für ländliche Ent-
wicklung und der Budgetentwicklung. Dennoch wird sie zum Zwe-
cke der Übersichtlichkeit weitgehend separat analysiert. 
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5.2.1   Rückbau der Markt- und Preispolitik  

Der seit 1992 zu beobachtende Rückbau der Marktordnungen 
bzw. der gesamten Markt- und Preispolitik in der 1. Säule der GAP 
steht, wie eingangs angeführt wurde (vgl. Abschnitt 2.4), im Kon-
text verschiedener Entwicklungen, die sich seit den 1980er Jahren 
zu einem erheblichen ‚Reformdruck‘ zusammen fügten. Dabei wa-
ren Überschussproduktion, stark steigende Kosten und die öffentli-
che Kritik an den ökologischen und sozialen Folgen des Systems 
wesentliche Gründe für diesen Reformdruck. Aus der hier vertrete-
nen Perspektive sind insbesondere die Faktoren der Einbindung 
der Landwirtschaft in das GATT und das Wirken veränderter Inte-
ressenkonstellationen im Agrarsektor zu betonen.   

Mit der Herausbildung der wettbewerbsstaatlichen Integrati-
onsweise wurden nicht nur neue Wege der wirtschaftspolitischen 
Integration eingeschlagen; vor allem wurde auch die Regulationse-
bene internationaler Regime aufgewertet, von der aus der ‚handels-
verzerrenden‘ Markt- und Preispolitik die Legitimation entzogen 
wurde. Der Rückbau dieser stark interventionistischen Politiken 
entsprach zudem den Interessen der weltmarktorientierten, ein 
neoliberales Projekt für die Agrarreform verfolgenden, Teile der 
Agrar- und Lebensmittelindustrie. Wie oben dargelegt (vgl. Ab-
schnitte 3.4, 4.1), wirkten sich Trends im Interessenvermittlungs-
system, wie die neuen ‚transnationalen Kooperationsformen‘, auf 
europäischer Ebene zu ihren Gunsten aus; während zugleich die 
Einflussmöglichkeit der korporatistisch eingebundenen Agrarver-
bände dadurch konkurrenziert beziehungsweise tendenziell ausge-
höhlt wurde.  

Die Reform von 1992 – dem Jahr des Vertrags von Maastricht, 
damit 2 Jahre vor Abschluss des GATT und unmittelbar vor der 
Vollendung des Europäischen Binnenmarktes 1993 – stellt bereits 
den Durchbruch für den Rückbau der Markt- und Preispolitik als 
bisherigem Kernstück der GAP dar. Der zunächst für nur wenige 
Produkte eingeschlagene Pfad der Reduktion von Stütz- und Inter-
ventionspreisen und des Übergangs zu ‚entkoppelten‘ Direktzah-
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lungen zieht sich hin bis zur Reform von 2008, wobei die größten 
Schritte mit der Agenda 2000 und der Fischler-Reform von 2003 
begangen wurden (siehe Abschnitt 5.1). Dieser Umbauprozess stellt 
insofern zum einen den zentralen Systemwechsel im Unterstüt-
zungssystem für die Landwirtschaft dar; mit ihm ist zum anderen 
aber auch ein gewichtiges Element der Marktliberalisierung und 
Deregulierung im Reformprozesses enthalten, welches den Wandel 
der Agrarpolitik in einen übergreifenden europäischen (und globa-
len) Liberalisierungsprozess einbezieht.  

Durch diese Zweiseitigkeit bedeutet der Rückbau der Marktord-
nungen und die Entkoppelung der Subventionen für europäische 
Landwirte, sich langfristig verstärkt Weltmarktbedingungen ge-
genübergestellt zu sehen - (Swinbank 1999, Tangermann 2003, cit. 
Tilzey / Potter 2007, 123) – dazu zählen die tendenzielle Anpas-
sung der europäischen an die niedrigeren, volatilen Weltmarktprei-
se bei zunehmendem internationalen Wettbewerbsdruck. Des Wei-
teren sind die Prozesse der Ausgangspunkt einer grundsätzlichen 
Verstärkung der Marktorientierung der GAP. So wird mit dem 
Rückbau des alten Unterstützungssystems die „progressive penet-
ration of market relations into European agriculture“  befördert 
und damit der unternehmerische Charakter von Landwirtschaft an 
sich verstärkt (Tilzey / Potter 2007, 124).  

Als Elemente der Marktliberalisierung wirken sich diese Prozes-
se auch auf den Fortgang der Restrukturierung des landwirtschaft-
lichen Sektors in Europa aus. Einer These polit-ökonomischer An-
sätze aus der Agrargeographie  folgend, können sie mit einer weiter 
verstärkten Differenzierung  zwischen wettbewerbsfähigen, mit der 
Agrar- und Lebensmittelindustrie integrierten Großbetrieben ei-
nerseits und durch die verschärfte Konkurrenz weiter marginali-
sierten Kleinbetrieben andererseits in Verbindung gebracht werden 
(vgl. Hennis 2005, 52; vgl. Potter / Tilzey 2005, 594). Für einen 
Teil des Sektors wird durch diese Prozesse somit der ‚produktivisti-
sche‘ Entwicklungsweg verstetigt, wobei hier ebenso der Übergang 
von einem vor allem politisch gesteuerten zu einem neuen ‚Markt-
produktivismus‘ deutlich wird (vgl. Tilzey/Potter 2007, 123).  
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Mit Blick auf die dargestellten Aspekte kann der Rückbau des bis 
1992 in der GAP etablierten Unterstützungssystems als eine zentra-
le Entwicklung und Beleg für die teilweise Umsetzung des neolibe-
ralen Projekts innerhalb des Reformprozess gesehen werden.  
 
5.2.2   Fortführung und Neuausrichtung staatlicher Unterstützun-

gen  

Die Entwicklungen der Marktliberalisierung und des Rückbaus 
des ‚alten‘ Unterstützungssystems führten bei weitem nicht zur 
vollständigen Elimination staatlicher Eingriffe und Unterstützun-
gen. Wie Lowe, Marsden und Whatmore bereits 1994 postulierten, 
geht De-Regulierung des Agrarsektors in den Industriestaaten 
häufig mit verschiedenen Formen von Re-Regulierung einher 
(1994, 2). Anhand des spezifischen Pfads des Umbaus, der Fortfüh-
rung und teilweisen Neuausrichtung von Unterstützungen im Re-
formprozess der GAP wird deutlich, wie diese Bewegung mit dem 
Einfluss rivalisierender Projekte auf den Reformprozess in Verbin-
dung steht.  

Wie in Teil 4 gezeigt wurde, stehen dem neoliberalen Projekt die 
opponierenden Projekte des landwirtschaftlichen Neomerkantilis-
mus und der Multifunktionalität gegenüber. Sehr viel stärker mit 
den Interessen landwirtschaftlicher ProduzentInnen von mittlerer 
und kleiner Größe verbunden, eint sie zunächst in Bezug auf staat-
liche Unterstützung eine defensive Ausrichtung. Während neomer-
kantilistische Kräfte, durch auf europäischer Ebene eingebundene 
Akteure wie der COPA dabei vor allem auf die Verteidigung etab-
lierter Strukturen setzten und durchaus erfolgreich waren, förder-
ten Diskurse der landwirtschaftlichen Multifunktionalität (und 
Nachhaltigkeit) nicht unerheblich die ökologisch-soziale Neuaus-
richtung der verbleibenden, umgebauten Unterstützungen (siehe 
Abschnitt 4.2). 

Die mit der MacSharry-Reform von 1992 erstmals, als teilweise 
Kompensation für gesenkte institutionelle Preise, eingeführten 
Direktzahlungen stellen vor diesem Hintergrund eine Bestätigung 
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der, über die GAP zu organisierenden, staatlichen Aufgabe der 
Einkommenssicherung für landwirtschaftliche Betriebe dar. Die 
Agenda 2000-Reform setzte weiter auf dieses Instrument und die 
2003 eingeführte ‚einheitliche Betriebsprämie‘ kann als erneuerte 
politische Zusage an die neomerkantilistische Einforderung von 
staatlich abgesicherten landwirtschaftlichen Einkommen gesehen 
werden  “  (Potter / Tilzey 2005, 594). Allerdings deuten die Be-
schränkung auf die jeweils nur anteiligen Kompensationen der 
Preissenkungen über Direktzahlungen (Reformen 1992, 1999), die 
Deckelung der Ausgaben für die 1. Säule (Reformen 1999, 2003) 
und die in 2003 und 2008 festgelegte jährliche Reduktion der Di-
rektzahlungen auf die sinkende Priorität dieser Aufgabe in der 
reformierten GAP hin. Als weitere Evidenz für den effektiven Wi-
derstand insbesondere durch das neomerkantilistische Projekt 
kann die Langwierigkeit des im vorherigen Abschnitt beschriebe-
nen Rückbaus der Markt- und Preispolitik gesehen werden, wel-
cher auch mit der Reform von 2008 noch nicht abgeschlossen wur-
de.  

Die 1999 als freiwillige, 2003 dann verbindlich eingeführte Re-
gelung zu ‚Cross-Compliance‘ und die gleichzeitig entwickelte ‚Mo-
dulation‘ von Direktzahlungen sind Elemente der Re-Regulierung 
und stellen eine gewisse Neuausrichtung der Unterstützung dar. 
Die Koppelung der Direktzahlungen an  die Einhaltung von Stan-
dards vor allem aus dem Bereich des Umweltschutzes kann als ein 
wichtiger Schritt in der begrenzten Integration eines multifunktio-
nalen Leitbildes in die GAP gesehen werden (vgl. Potter / Tilzey 
2005, 594; Abschnitt 4.2). Sie steht somit im selben Kontext wie 
der seit 1999 vorangetriebene Ausbau der ‚Politik für ländliche 
Entwicklung‘ unter der 2. Säule. Eine weitere Verbindungslinie 
stellen hier die per Modulation in diesen Bereich verschobenen 
Finanzmittel her, was seit der Health-Check Reform von 2008 10%  
der jährlichen Direktzahlungen betrifft. Die Förderungen im Rah-
men der 2. Säule, so etwa die Agrar-Umweltprogramme und Sub-
ventionen für Landschaftspflege gewinnen insgesamt graduell an 
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Bedeutung für viele landwirtschaftliche Betriebe (vgl. Robinson 
2004, 106 - 107).  

Diese Ansätze zur Neuausrichtung der Unterstützung deuten al-
lerdings auf Grund ihres nach wie vor begrenzten Umfanges und 
der additiven Stellung zur Marktliberalisierung nicht auf eine 
grundsätzliche Umorientierung des vorherrschenden Produkti-
onsmodells hin (vgl. Potter / Tilzey 2005, 594; Hennis 2005, 63). 
Vielmehr erleichtern sie lediglich in einem, durch die fortschrei-
tende Restrukturierung weiter marginalisierten, Teil des Sektors 
das Fortbestehen beziehungsweise die eingegrenzte Ausweitung  
von einer eher kleinstrukturierten und extensiven  Landwirtschaft, 
in einem ‚post-produktivistischen‘ Rahmen. Diese geförderte Ent-
wicklung verläuft nicht entgegen, sondern neben der allgemein 
vorherrschenden Fortführung intensiver, industrialisierter Land-
wirtschaft, für die der oben (Abschnitt 5.2.1) beschriebene fortge-
setzte Trend des ‚Marktproduktivismus‘ vorherrschend ist (ebd., 
594 – 595; Tilzey / Potter 2008, 46). Die teilweise Integration 
‚landwirtschaftlicher Multifunktionalität‘ war trotzdem vor allem 
auch der neuen Legitimation einer grundsätzlichen Fortführung 
und Neuausrichtung – anstelle eines vom neoliberalen Projekt 
anvisierten vollständigen Rückbaus – des Unterstützungssystems 
dienlich. 
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6. FAZIT: AGRARPOLITIK ZWISCHEN ‚MARKTPRODUKTIVIS-
MUS‘ UND MULTIFUNKTIONALITÄT‘ 

Der über die Reformen der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU  
seit 1992 zu beobachtende Umbau der GAP wurde im Rahmen 
dieser Arbeit im Zusammenhang mit dem Verlauf des europäischen 
Integrationsprozesses betrachtet. Hier wurde der Frage nachge-
gangen, wie der von Patrick Ziltener als Vertreter einer „kritischen 
Integrationstheorie“ (Bieling / Steinhilber 2000) konstatierte 
‚Strukturwandel der europäischen Integration‘ seit den 1980er 
Jahren diesen Umbau und die teilweise Neuausrichtung beeinflusst 
hat. Dabei wurde, aus einer polit-ökonomisch und staatstheore-
tisch fundierten Perspektive, der Integrationsprozess anhand des 
Wandels ‚der europäischen Ebene von Staatlichkeit‘ (Ziltener) be-
trachtet; letzterer diente als zentraler Ausgangspunkt der Analyse. 
Das aus neogramscianischen Diskussionssträngen entlehnte Kon-
zept des ‚eingebetteten Neoliberalismus‘ (Van Appeldoorn) berei-
cherte hier den theoretischen Rahmen um die Betonung der Um-
kämpftheit neoliberaler Hegemonie im transnationalen politischen 
Raum.  

Die GAP stellte bis 1992 einen integralen Teil der bis in die 
1970er Jahre dominanten Integrationsweise dar und kann für die 
Frühphase des Integrationsprozesses als „Prototyp“ der Entwick-
lung der europäischen Ebene von Staatlichkeit betrachtet werden 
(Ziltener 1999, 113). Die weitgehende Übernahme staatlicher Funk-
tionen durch europäische Institutionen und Arrangements gestalte-
te sich dabei in einer den vorherrschenden strategischen Orientie-
rungen ‚korporatistisch-keynesianischer‘ Staatlichkeit auf nationa-
ler Ebene entsprechenden Weise. Die aus vorausgegangenen natio-
nalen Systemen entwickelte Markt- und Preispolitik für den Agrar-
sektor bildete das stark interventionistische, protektionistisch ab-
gesicherte Kernelement der ‚alten‘ gemeinsamen Agrarpolitik, über 
das parallel die Absicherung landwirtschaftlicher Einkommen und 
die Modernisierung des Agrarsektors verfolgt wurde. Ihre Funkti-
onsweise spielte somit eine ebenso wichtige Rolle für den durch die 
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fortschreitende Industrialisierung geprägten Entwicklungsweg der 
(vor allem west-) europäischen Landwirtschaft in der 2. Hälfte des 
20. Jahrhunderts und kann somit treffend über das Konzept des 
‚(politischen) Produktivismus‘ charakterisiert werden.  

Die ‚Notwendigkeit‘ und die plausible Stoßrichtung für eine 
grundlegende Reform der GAP wird häufig durch die seit den 
1980er Jahren zunehmend evident und politisch relevant werden-
den ökologischen, sozialen sowie finanziellen Krisen des etablierten 
Systems belegt (siehe dazu Garzon 2006, Burrel 2009). Vor dem 
hier aufgespannten Hintergrund wurde dagegen stärker beleuchtet, 
wie Restrukturierungsprozesse der globalen Ökonomie und die 
Transformation von Staatlichkeit, welche sich im europäischen 
Raum in spezifischer Weise ausformen, in den Umbau der europäi-
schen Agrarpolitik eingeschrieben wurden.  

Mit dem Ansatz dieser Arbeit wurde dazu argumentiert, dass die 
Ausgestaltung der Reformen mit dem Wandel der Integrations-
weise im Zuge des Integrationsschubes der 1980er und 90er Jahre 
im Zusammenhang steht. Eine nähere Betrachtung der Verände-
rungen des Unterstützungssystems für landwirtschaftliche Betriebe 
machte deutlich, dass die Reformen zum Teil konform mit neuen 
dominanten, strategischen Orientierungen auf europäischer Ebene 
verliefen - zum Teil jedoch auch widersprüchliche Elemente ent-
hielten.  

Nicht nur kann, wie von Ziltener bereits entwickelt, der Struk-
turwandel als wichtiger Faktor für verstärkten ‚Reformdruck‘ auf 
die GAP gesehen werden, sondern – so die hier entwickelte Hypo-
these – der Wandel der europäischen Ebene von Staatlichkeit 
schaffte auch Rahmenbedingungen, welche in eine marktliberale 
bzw. neoliberale Reformrichtung deuten. So wurde im Zuge der 
Herausbildung der wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise, ent-
sprechend der globalen Liberalisierungs-tendenzen, etwa die Bin-
nenmarktintegration und die außenwirtschaftliche Öffnung ver-
folgt. Internationale Regime wie das GATT wurden als Regulati-
onsebene aufgewertet.  



62 

Vor diesem Hintergrund konnten vor allem auch die Interessen 
der, innerhalb des Agrarsektors an Gewicht gewinnenden, (trans-
nationalen) Agrar- und Lebensmittelindustrie auf europäischer 
Ebene an Einfluss gewinnen. In dieser für ein ‚neoliberales Projekt‘ 
günstigen Konstellation flossen die Prioritäten der Weltmarktin-
tegration und der Reduktion staatlicher Marktregulierung zur Stei-
gerung der agrarindustriellen internationalen Wettbewerbsfähig-
keit in den Entwurf einer stärker marktorientierten GAP ein. Der 
für die Reformen seit 1992 prägende Prozess des Rückbaus der 
Markt- und Preispolitik ist (nicht nur, aber auch) in diesem Kon-
text zu sehen.  

Die sukzessive Absenkung der institutionellen Preise und die 
‚Entkoppelung‘ der landwirtschaftlichen Subventionen veränderten 
den Charakter des Unterstützungssystems und stellten zugleich 
Schritte der Liberalisierung und Deregulierung dar. Durch dieses 
Element der Reformen wurde die europäische Landwirtschaft ins-
gesamt stärker auf Weltmarktbedingungen ausgerichtet, Prozesse 
der  sektorinternen Differenzierung wurden vertieft, und der ‚pro-
duktivistische‘ Entwicklungsweg wurde für wettbewerbsfähige 
Betriebe in einer nun stärker marktbasierten Form fortgesetzt (vgl. 
Tilzey / Potter 2005).  

Diesen mit der wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise 
scheinbar konformen Elementen des Reformprozesses stehen je-
doch auch andere wichtige Entwicklungen im Unterstützungssys-
tem gegenüber, welche auf einen stärker umkämpften Verlauf des 
post-fordistischen Überganges der Agrarpolitik hinweisen. So wur-
de allgemein ein erhebliches Maß an Subventionen für die Land-
wirtschaft, nun zunehmend in Form von Direktzahlungen, auf-
rechterhalten und dies auch im Rahmen internationaler Handels-
politik verteidigt. Damit behaupteten sich vor allem die klassischen 
agrarischen Interessengruppen, die auf die GAP schon seit deren 
Frühphase erheblichen Einfluss hatten und im Rahmen eines ‚ne-
omerkantilistischen Projektes‘ in Bezug auf die Reformen eine 
defensive Haltung verfolgten. Als Ausdruck einer ebenso stattfin-
denden teilweisen Neuausrichtung des Unterstützungssystems 
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können zum Beispiel die, vor allem seit 1999 verstärkte, Bindung 
der Subventionen an Kriterien des Umweltschutzes und Ziele der 
‚ländlichen Entwicklung‘ gesehen werden. Damit wurden Aspekte 
‚landwirtschaftlicher Multifunktionalität‘ in die GAP integriert. 
Diese konnte seit Ende der 1980er Jahre vor allem diskursiv gegen 
die sozial und ökologisch nicht nachhaltige Wirkungsweise der 
GAP und gegen die neoliberale Vision einer deregulierten, weiter 
industrialisierten Landwirtschaft an Einfluss gewinnen. Mit ihrer 
tatsächlichen politischen Integration diente sie vor allem auch der 
Neu-Legitimation staatlicher Unterstützungen.  

Insofern spiegelt sich im Umbau des Unterstützungssystems, 
was als ‚Polarisierung der europäischen Agrarpolitik‘ zu bezeich-
nen ist (Tilzey/Potter 2007). Der kompromisshafte politische Kurs 
vereint Elemente des neoliberalen Projektes mit Teilen der rivali-
sierenden Projekte. Er gibt dem internationalen Liberalisierungs-
druck nach und schafft günstige Akkumulationsbedingungen für 
die transnationale europäische Agrar- und Lebensmittelindustrie; 
er hält jedoch gleichzeitig an gewissen staatlichen Eingriffen zu 
Gunsten landwirtschaftlicher Betriebe fest und richtet sich zuneh-
mend auch nach neu-definierten gesellschaftlichen Anforderungen 
an die Landwirtschaft. Damit befördert die reformierte GAP eine 
zweispurige Entwicklung des Agrarsektors, indem sie den Rah-
men für ‚marktproduktivistische‘ ebenso wie für ‚multifunktionale‘ 
Entwicklungswege offen hält.  

Abschließend ist also ein durchaus relevanter Zusammenhang 
zwischen der „strukturellen Transformation und strategischen 
Reorientierung der europäischen Ebene von Staatlichkeit“ (Ziltener 
1999, 200) und den neoliberalen Elementen in den untersuchten 
Reformen der GAP seit 1992 zu erkennen. Die Mobilisierung von 
Einsichten der kritischen Integrationstheorie vermag insofern die-
sem meist eher der Agrargeographie überlassenen Thema einige 
wichtige Argumente beizusteuern: Zum einen wurde der Faktor 
einer qualitativen und strukturellen Neuausrichtung im Integrati-
onsprozess für die eingebettet neoliberale (van Apeldoorn) Um-
strukturierung der GAP beschrieben. Zum anderen konnte, wie 
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bereits bei Tilzey und Potter zu finden, durch die Berücksichtigung 
rivalisierender Projekte, in Vermittlung mit transnationalen sozia-
len Kräften, die Konfliktivität dieses Umbaus eingefangen werden, 
durch welche die gleichfalls kompromisshafte Reformrichtung  
erklärt werden kann.  
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7. AUSBLICK: SCHRITT IN DIE ‚GREEN ECONOMY‘? 

Gerade die dargestellte Umkämpftheit des Wandels der europäi-
schen Agrarpolitik und die Zuwendung zu transnationalen sozialen 
Kräften eröffnet weiterführende Fragen zu interessanten aktuellen 
Entwicklungen, die im Rahmen dieser Arbeit freilich nicht weiter 
behandelt werden können. 

Mit Blick auf die zunehmend verschwimmenden Grenzen zwi-
schen ‚multifunktionaler‘, nachhaltiger Produktion und großmaß-
stäbiger agrarindustrieller Produktion (in der Alltagswelt am Ein-
zug der Bio-Produkte in die Supermärkte zu verfolgen) stellt sich 
etwa die Frage, wie sich agrarpolitische Diskurs- und Konfliktkons-
tellationen weiterentwickeln. Gewinnen dadurch Impulse für eine 
post-produktivistische ‚Agrarwende‘ auf EU-Ebene an Kraft und 
kann somit der politisch-regulative Rahmen für - wenn auch be-
grenzte, so doch dauerhafte - strukturelle Veränderungen der euro-
päischen Landwirtschaft abgesichert werden? Oder werden die 
radikalen Entwürfe für ein ökologisch- und sozial-
fortschrittlicheres Ernährungssystem schon innerhalb des ‚multi-
funktionalen Projekts‘ so weit diskursiv marginalisiert, dass  Ansät-
ze, die über einen oberflächlich begrünten Marktproduktivismus 
hinausgehen, keine Rolle mehr spielen? 

Beide Szenarien scheinen auch vor dem Hintergrund der gegen-
wärtigen internationalen Konjunktur von Großentwürfen einer 
globalen ‚Green Economy‘ (vgl. UNEP 2011) möglich, welche sich 
gerade auch mit der Priorität des „nachhaltigen Wachstums“ aus 
der Europa 2020-Strategie der EU gut vertragen (vgl. Europäische 
Kommission 2010). Auf den ersten Blick korrespondieren viele 
Vorschläge dieses Diskursstranges mit dem Programm des ‚multi-
funktionalen‘ Projektes in der europäischen Agrardebatte: Für die 
Kleinbauern- und Umweltorganisationen, die, wie oben beschrie-
ben, fast schon gewohnheitsmäßig eine grundlegende Kritik am auf 
Deregulierung, Konzentration und Export ausgerichteten Agrar-
modell der GAP vertreten (vgl. exemplarisch Coordination Europé-
enne Via Campesina 2008), bedeutet das eine vermeintlich gute 
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Chance auf europäischer Ebene in die Offensive zu gehen. Jedoch 
deutet das Kernargument der ‚Green Economy‘, die Ökologische 
Modernisierung nutze vor allem als neuer Motor für Wirtschafts-
wachstum, daraufhin, dass hier keinesfalls Impulse entgegen dem 
ökonomisch erfolgreichen Wachstumspfad der letzten 20 Jahre 
gesucht werden. So bleibt denn auch eine Weiterentwicklung nicht 
unwahrscheinlich, die eher Ähnlichkeiten zu den Vorstellungen der 
europäischen Agrar- und Lebensmittelindustrie besitzt. Im aktuel-
len Positionspapier zur GAP-Reform nach 2013 von FoodDrinkEu-
rope wird zunächst dem Begriff der ökologischen Nachhaltigkeit 
und dem Ziel der Erhaltung natürlicher Ressourcen ein hoher Stel-
lenwert eingeräumt. Schnell wird jedoch deutlich, dass Ökologie 
nach wie vor nur als kostenneutrales Nebenprodukt verfolgt wird. 
Gegenüber neuen, von der Kommission vorgeschlagenen, Um-
weltmaßnahmen wird nach altem Muster argumentiert. Diese be-
einträchtigten den Zugang der Industrie zu günstigen Rohstoffen 
und stünden somit im Weg von gesteigerter Produktivität und in-
ternationaler Wettbewerbsfähigkeit (vgl. FoodDrinkEurope 2011, 1-
2). Auch zur Beurteilung von dergleichen aktuellen Fragen lohnt es 
sich, den historischen Verlauf des Integrationsprozesses, mitsamt 
seiner gewandelten strukturellen und ideologischen Orientierungs-
punkte, ebenso zu berücksichtigen wie die Potentiale verschiedener 
sozialer und politischer Kräfte.  

Bei letzterem Unterfangen wäre es eventuell aufschlussreich, das 
hier verwendete theoretische Konzept der ‚Projekte‘ zu aktualisie-
ren und deren gegenwärtige Konfiguration innerhalb der EU ge-
nauer zu untersuchen. Der auf Vorarbeiten durch Bastian van A-
peldoorn beruhende Projektbegriff kränkelt auch in seiner agrarpo-
litischen Adaption an einer „klassentheoretischen Verengung“, wie 
sie in fortlaufenden Debatten der kritischen Integrationstheorie 
beklagt wird  (Kannankulam/Georgi 2012, 23). Gerade im Agrarbe-
reich sind zum einen Klassenfraktionen generell schwer zu  be-
stimmen und die Ableitung von Interessenlagen anhand der Stel-
lung im Akkumulationsprozess bleibt problematisch. Zum anderen 
spielen Umweltorganisationen und –bewegungen, als Akteure ohne 
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Klassenbasis eine immer größere Rolle. Insofern wäre eine genaue-
re Untersuchung von Akteurskonstellationen, tatsächlich verfolg-
ten Strategien und, sich unter veränderten Rahmenbedingungen 
ergebenden, Chancen zur Verallgemeinerung spezifischer Interes-
sen wünschenswert (vgl. ebd., S.20). Die aktuellen Aushandlungs-
prozesse zur nächsten GAP-Reform 2013 bieten dann einen inte-
ressanten Kontext zur Analyse widerstreitender agrarpolitischer 
Projekte unter den Bedingungen einer sich weiterentwickelnden 
wettbewerbs-staatlichen Integrationsweise.  
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